
403 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVI. GP 

Bericht 

des Bautenausschusses 

über die Regierungsvorlage (246 der Beila­
geri): Bundesgesetz über die Förderung der 
Errichtung von Klein- und Mittelwohnungen 
(Wohnbauförderungsgesetz 1984 -:- WFG 

1984) 

Durch die gegenständliche Regierungsvorlage 
soll die Wohnbauförderung grundsätzlich neu 
geregelt werden. Hiebei soll die Förderung stärker 
als bisher auf die Befriedigung des primären Wohn­
bedarfs abgestellt und der Rückfluß gewährter 
öffentlicher Zuwendungen im Interesse der Erhal­
tung des Förderungspotentials intensiviert werden; 
vor allem aber sollen im Hinblick auf die unter­
schiedlichen Gegebenheiten die Gestaltungsmög­
lichkeiten der Länder bei der Festlegung der Förde­
rungsbedingungen erheblich erweitert werden. 
Auch sind Abstimmungen mit verwandten Rechts­
bereichen, insbesondere dem Miet- und dem Woh~ 
nungsgemeinnützigkeitsrecht, durchzuführen. 

Der Bautenausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 16. Mai 
1984 gemeinsam mit der Regierungsvorlage 245 
der Beilagen: Wohnhaussanierungsgesetz - WSG 
und dem Antrag 36/ A der Abgeordneten 
Dr. M 0 c k und Genossen betreffend Erstes 
Eigentumsbildungsgesetz - 1. EBG sowie dem 
Antrag 37/ A der Abgeordneten Dkfm. Dr. K e i -
m e I und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Wohnbauförderungsgesetz 1968 geän­
dert wird und dem Antrag 38/ A der Abgeordneten 
Dkfm. Dr. K e i m e I und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Rückzahlungsbegünsti­
gungsgesetz geändert wird, in Verhandlung 
genommen und beschlossen,' zur Vorbehandlung 
der oben angeführten Verhandlungsgegenstände 
einen Unterausschuß einzusetzen. Diesem gehörten 
von der Sozialistischen Partei Österreichs die 
Abgeordneten Günther Die tri c h (2. Schrift­
führer), He sou n (Obmannstellvertreter), 
Dr. Preiß, Schemer und Dipl.-Vw. Tie­
be r (für.den am 17. September 1984 der Abgeord-

nete We i n b erg e r namhaft gemacht wurde), 
von der Österreichischen Volkspartei die Abgeord­
neten Dkfm. Dr. K e i m e I (Obmann), 
S c h war zen b erg e r, Dr. S c h w i m m e r 
und V e t t e r sowie von der Freiheitlichen Partei 
Österreichs der Abgeordnete E i g r u b e r 
(1. Schriftführer) an. 

Der Unterausschuß hat die Vorlagen außer in 
seiner konstituierenden Sitzung am 16. Mai auch 
am 18. September sowie am 4. und 9. Oktober 1984 
unter Beiziehung von Sachverständigen beraten. Im 
Zuge der Unterausschußberatungen wurde über 
den Gegenstand kein Einvernehmen erzielt. 

Nach einem mündlichen Bericht durch den 
Unterausschußobmann Abgeordneten Dkfm. 
Dr. K e i m e I über die Beratungen hat der Bau­
tenausschuß die Regierungsvorlage in seiner Sit­
zung am .10. Oktober 1984 neuerlich in Verhand­
lung genommen. 

In der Debatte, an der sich die Abgeordneten 
Dkfm. Dr. K e i m e I, H e sou n, Ei g r u b e r, 
Dr. S c h w i m m e r, Hof er, S c h e m e r sowie 
der Bundesminister für Bauten .und Technik 
S e k a n i n a und die Frau Staatssekretär 
Dr. Beatrix E y pe I tau e r beteiligten, 'wurden 
von den Abgeordneten H e sou n und E i g ru -
be r gemeinsam vier umfassende Abänderungsan­
träge zur Regierungsvorlage betreffend Titelände­
rung, § 1 Abs. 2 Z 4, Z 5 und Z 12, § 5, § 6, § 7 
Abs. 1 Z 3 lit. bund Abs. 2, § 10 Abs. 1 und 2, § 17 
Abs. 2 und 4, § 18 Abs. 2, § 19 Abs. 1, § 20 Abs. 1, 
§ 21 Abs. 1, § 23 Abs. 1 und Streichung des Abs. 2, 
§ 29 Abs. 2 Z 2, Streichung der Abs. 3 und 5 im 
§ 29, § 30 Abs. 2 und 4, § 31, § 32 Abs. 2 Z 5, § 34 
Abs. 1 und 3, § 36, § 38 Abs. 1,2 und 4, § 39, Anfü­
gung eines neuen Abs. 3 im § 41, § 43, § 44 Abs. 4, 
§ 45 Abs. 1, § 46 {\bs. 1 Z 1 und Abs. 2, § 49 Abs. 2, 
4 und 6, § 54, § 55, das V. Hauptstück, § 59 Abs. 2, 
§ 60 Abs. 2 und Anfügung neuer Abs.9 und 10 
sowie § 61 Abs. 1 Z 5 und Z 7 eingebracht. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter Berücksichtigung der obgenannten 
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2 403 der Beilagen 

AbäI\derungsanträge mIt· Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Sechs Abänderungsanträge der Abgeordneten 
Dkfm. Dr. K e i m e I und Genossen fanden nicht 
die Zustimmung der Ausschußmehrheit. 

Zu einzelnen Bestimmungen des angeschlossenen 
Gesetzentwurtes stellte der Ausschuß folgendes 
fest: 

Zu § 4: 

Der Ausschuß hält fest, daß durch die zwingende 
Anhebung der angemessenen Gesamtbaukosten bei 
behindertengerechten Maßnahmen (Abs. 3 Z 3) ein: 
Anreiz für ein den Bedürfnissen Behinderter und 
alter Menschen .entsprechendes Bauen geschaffen 
wird. 

Zu § 6: 

Es wird festgehalten, daß es sich bei den in § 6 
geregelten Gesamtbaukosten . um jene Kosten han­
delt, die der Förderung nach diesem Bundesgesetz 
zugrunde gelegt werden. 

Zu § 44 Abs. 4: 

Die Bestellung eines privaten Sachverständigen 
als Aufsichtsorgan nach dem Zufallsprinzip bedeu­
tet, daß ein vom Willen unabhängiges Auswahlver­
fahren, etwa die Bestimmung durch Los, anzuwen­
den ist. 

Zu § 46 Abs. 2: 

Diese Regelung über die Absetzung von Beträ­
gen in der Hauptmietzinsreserve gilt - soweit sie 
sich auf nicht geförderte Wohnungen (Geschäfts­
räume) bezieht - nur dann, wenn das Objekt in 
einem Gebäude gelegen ist, in dem sich auch geför­
derte Mietgegenstände befinden. 

Zu § 54: 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß durch die 
gegenüber der Regierungsvorlage abgeänderte Fas­
sung des § 54 bei der Neufestlegung der Rückzah­
lungsbedingungen kein Raum für eine Differenzie­
rung nach der Rechtsform der Wohnungen gege­
ben ist. 

Zu § 57: 

Zu der im Zuge der Änderung des WGG vorge­
sehenen Einführung eines Erhaltungsbeitrages 
(§ 14 d) wird bemerkt, daß es sich hiebei um eine 
Leistung außerhalb des Entgelts gemäß § 14 han­
delt; der Erhaltungsbeitrag ist daher in die Berech­
nungsgrundlage für die Rücklagekomponente nach 
§ 14 Abs. 1 Z 8 nicht einzubeziehen. 

Zu den Änderungen gegenüber der Regierungs­
vorlage wird folgendes bemerkt: 

Zu § 1 Abs. 2: 

Die hier vorgenommene Ergänzung soll es 
ermöglichen, daß bei von privaten Bauträgern 
errichteten Eigentumswohnungen und Eigenhei­
men die Förderung direkt dem einzelnen Woh­
nungseigentümer bzw. Eigentümer gewährt wird 
(siehe auch § 19 Abs. 1 Z 3 und § 41 Abs. 3). 

Zu § 5: 

Die Berufung des Landeshauptmannes (als Bun­
desorgan) zur Erlassung der Verordnung erfolgte 
aus verfassungsrechtlichen Gründen: Die Regelung 
der Vergabe von Leistungen durch Private fällt 
unter den Kompetenztatbestand "Zivilrechtswe­
sen" nach Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG. 

Zu § 6: 

Die Neufassung dient der KlarsteIlung, daß die 
. Umsatzsteuer in die Gesamtbaukosten und damit in 
die Förderung einzubeziehen ist. 

Zu § 7 Abs. 2: 

Einer Anregung des Rechnungshofes entspre­
chend, sollen in Hinkunft auch die Rückflüsse aus 
Darlehen der beiden Bundeswohnbaufonds nicht 
wie nach dem WFG 1968 jährlich, sondern viertel­
jährlich den Ländern zukommen und damit früher 
für die Wohnbauförderung zur Verfügung stehen. 

Zu § 17 Abs. 2: 

Durch die Neufassung dieser Bestimmung sollen 
im Interesse der Wohnungswerber möglichst gün­
stige Konditionen der Kapitalmarktdarlehen und 
sonstigen Fremdmittel im geförderten W ohnungs­
bau erreicht werden. Voraussetzung hiefür ist auch 
eine einheitliche Berechnungsmethode für die Zin­
sen und sonstigen Belastungen, durch die 'erst eine 
Vergleichbarkeit verschiedener in Betracht kom­
mender Darlehen möglich wird. 

Der Ausdruck "effektive Kosten des Darlehens" 
in Z 3 ist ein in der Förderungspraxis des Bundes 
bereits bewährter' Begriff. Diese Kosten entspre­
chen der aufs Jahr bezogenen Gesamtbelastung im 
Sinne des § 3 der Verordnung zur Durchführung 
des Kreditwesengesetzes (1. KWG-DVO), abzüg-' 
lich der Rückzahlungsbeträge. Durch das Abstellen 
auf die effektiven Kosten ist gewährleistet, daß 
nicht nur der Zinsfuß des Darlehens, sondern auch 
etwaige einmalige Leistungen des Darlehensneh­
mers, wie Spesen und Bearbeitungsgebühren, 
berücksichtigt werden. 

Zudem wurde die Obergrenze gegenüber der 
Regierungsvorlage von 2 vH über der Nominalver­
zinsung der jüngsten Bundesanleihe auf 1,5 vH 
herabgesetzt. 

Zu § 19 Abs. 1 Z 3: 

Siehe Bemerkungen zu § 1 Abs. 2. 
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Zu § 31: 

Die Regelung der Annuitäten- und Zinsenzu­
schüsse wurde vereinfacht und den Ländern weit-' 
gehende Gestaltungsmöglichkeit gegeben; insbe­
sondere sind nun Zinsenzuschüsse generell zugelas­
~en. 

Zu § 36: 

Da auch bei Dienst-, Natural- und Werkswoh­
nungen eine für den Wohnungs inhaber. unzumut­
bare Belastung durch den Wohnungsaufwand 
ge?eben sein~kann, soll. den Ländern die Möglich- . 
kelt eröffnet werden, auch für solche Wohnungen 
Wohnbeihilfe zuzuerkennen. . 

Besonders bedeutsam erscheint die Ergänzung, 
daß bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen 
sowie Dienst-, Natural-. und Werkswohnungen der 
Z:uschuß dann jedenfalls zu gewähren ist, wenn 
eme unzurilutbare Wohnungsaufwandbelastung 
durch eine nachträgliche wesentliche Verschlechte­
rung der wirtschaftlichen Verhältnisse des W oh­
nungsinhabers - insbesondere einen starken Ein­
kommensrückgang - bedingt ist. Als Zeitpunkt, 
nach dem die Verschlechterung eingetreten sein 
muß, wurde die Zusicherung der (Objekt-)Förde­
rung und nicht der Wohnungsbezug gewählt, da es 
unbillig wäre, Wohnungswerber, bei denen eine 
unerwartete Abnahme der wirtschaftlichen Lei­
stungsfähigkeit bereits vordem Bezug der Woh­
nu~g eintritt, von der Regelung auszuschließen. 

Diese Bestimmungen sollen gemäß § 55 auch für 
früher aus Bundesmitteln geförderte Wohnungen 
gelten. 

Zu §. 49 Abs. 6: 

:pa die Löschung des Veräußerungsverbotes zur 
Vorausse~zung hat, daß die Wohnungen bzw. das 
Eigenheim nicht mehr als gefördert anzusehen sind 
(§ 2 Z 4), erscheint es zur Sicherung des Gesetzes­
zweckes ausreichend, für die Eigentumsbeschrän­
kung eine Mindestdauer von acht Jahren festzule­
gen. 

Neu gegenüber der Regierungsvorlage ist die 
den Ländern eingeräumte Möglichkeit, die vorzei­
tige Rückzahlung des öffentlichen Darlehens zu 
begünstigen und damit zusätzliche Förderungsmit­
tel zu erschließen. Diese Regelung soll nach § 60 
Abs. 10 auch bei Darlehen auf Grund des WFG 
1954 und WFG 1968 Platz greifen. 

Zu § 54: 

~ Nach der Regierungsvorlage war eine Anpas­
sung . von Altverträgen nur im Rahmen der vom 
betreffenden Land für Förderungsdarlehen nach 
dem WFG 1984 festgelegten Konditionen möglich. 

Remplbauer 

Berichterstatter ~ 

In der Neufassung dieses Paragraphen wird es 
den Ländern freigestellt, die Darlehensbedingun­
gen bei neu zu gewährenden Förderungen einer­
seits und bei den geänderten Altverträgen anderer­
seits im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben zu 
differenzieren. 

Zu § 57: (Änderung des WGG) 

Die Bestimmungen zur Änderung bzw; Ergän­
zung des WGG wurden gegenüber der Regierungs­
vorlage wesentlich ausgeweitet. Besonders hervor­
zuheben sind: Schaffung des Begriffes "Sanierung 
größeren Umfanges'~, Einführung eines Erhal­
tungsbeitrages und Statuierung einer Informations­
möglichkeit über gemeinnützige Bauvereinigungen. 

Im einzelnen ist zu sagen: 

Das geltende WGG ist primär auf den Woh­
nungsneubau abgestellt. Da die Sanierung beste­
hender Bauten und sonstige Maßnahmen der Stadt­
erneuerung jedoch im Rahmen der Tätigkeit 
gemeinnütziger Bauvereinigungen immer größeren 
Raum einnehmen werden, erscheint es notwendig, 

. hiefür gesetzliche Grundlagen zu schaffen. Von 
besonderer Bedeutung ist hiebe i die Gleichstellung 
von "Sanierungen größeren Umfanges" mit der 
Errichtung. 

Derzeit wird die Erhaltungsrückstellungvon Bei­
trägen gespeist, die nach der Entgeltsrichtlinienver­
ordnung jährlich 25 S je m2 Nutzfläche betragen. 
Es hat sich gezeigt, daß diese Rückstellung zur 
Finanzierung notwendiger Erhaltungsarbeiten 
nicht immer ausreicht. Die derzeit bestehenden 
Möglichkeiten, de~ Fehlbetrag aufzubringen -
Erhöhung der Beiträge durch behördliche Ent-· 
scheidung bzw. durch Vereinbarung mit allen Mie­
tern - ist kompliziert bzw. kaum praktikabel. Es 
soll daher den gemeinnützigen Bauvereinigungen 
die Möglichkeit eingeräumt werden, zur Finanzie­
rung von in absehbarer Zeit notwendig werdenden 
Erhaltungsarbeiten einen Erhaltungsbeitrag einzu­
heben. Die vorgesehenen Bestimmungen folgen 
weitgehend deI1 diesbezüglichen Regelungen des 
MRG. 

Die Festlegung, daß den Prüfungsberichten des 
Revisionsverbandes ein für die Öffentlichkeit 
bestimmter Auszug mit charakteristischen Kennda­
ten über die geprüfte Bauvereinigung anzuschlie­
ßen ist, soll es den Wohnungsuchenden ermögli­
chen, sich ein Bild über eine gemeinnützige Bauver­
einigung zu verschaffen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Bauten­
ausschuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem a n g e s chi 0 s sen enG e set z - .'. 
e nt w ur f die vedassungsmäßige Zustimmung ,. 
erteilen. . 

Wien, 1984 10 10 

Dkfm. Dr. Keimel 

Obmann 
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4 403 der Beilagen 

Bundesgesetz vom XXXXXXX über die 
För~erung .. der Errichtung von Wohnungen 
SOWie zur Anderung des W ohnungsgemeinnüt­
zigkeitsgesetzes (Wohnbauförderungsgesetz 

1984 - WFG 1984) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. HAUPTSTüCK 

Aufgaben und Gegenstand 

§ 1. (1) Die Länder haben auf Grund dieses Bun­
desgesetzes den Wohnbau zu fördern; geförderte 
Wohnungen dürfen nur von begünstigten Personen 
(§ 21) in Benützung genommen werden. 

(2) Die Förderung umfaßt die Errichtung von 
Wohnungen sowie von Wohnheimen durch Neu­
bau, Zubau, Einbau oder Umbau, weiters unter den 
Voraussetzungen nach § 41 A~s. 3 den Ersterwerb 
von Wohnungen, die von juristischen Personen 
gemäß § 19 Abs. 1 Z 6 zur Übertragung in das 
Eigentum (Wohnungseigentum) errichtet werden 
oder wurden. 

(3) Die Förderung kann au~h Geschäftsräume in 
geförderten Gebäuden umfassen, wenn sie zur ärzt­
lichen Betreuung oder zur Versorgung der Wohn­
bevölkerung mit Bedarfsgegenständen oder Dienst­
leistungen des täglichen Lebens erforderlich sind, 
wobei sich bei geförderten Wohnhausanlagen mit 
mehr als zweihundert Wohnungen die Förderung 
auch auf Geschäftsräume außerhalb eines geförder­
ten Gebäudes erstrecken kann. Auf solche 
Geschäftsräume darf höchstens ein Viertel, bei 
Gebäuden mit mehr als vier Geschossen oder bei 
Wohnhausanlagen mit mehr als zweihundert Woh e 

nungen höchstens ein Fünftel der Gesamtnutzflä­
che entfallen. . 

ßegriffsbestimmungeJ.:!. 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten: 
1. als Eigenheime in offener oder geschlossener 

Bauweise errichtete Gebäude mit höchstens 
zwei Wohnungen, von denen eine zur 
Benützung durch den Eigentümer bestimmt 
ist, und' die nicht in verdichteter Flachbau­
weise errichtet werden; 

2. als in verdichteter Flachbauweise errichtete 
Gebäude solche Gebäude mit höchstens drei 
Geschossen, die als Teile einer Gesamtan­
lage geplant, eingereicht und errichtet wer­
den und deren Grundstückbedarf einschließ­
lich der verbauten Fläche im Durchschnitt 
für jede Wohnung der Gesamtanlage 400 m2 

nicht übersteigt; 
3. als Wohnung eine zur ganzjährigen Benüt­

zung geeignete, baulich in sich abgeschlos­
sene, normal ausgestattete Wohnung, die 
mindestens aus Zimmer, Küche (Kochni­
sche), Vorraum, Klosett und Badegelegen­
heit (Baderaum oder Badenische) besteht 
und deren Nutzfläche nicht weniger als 
30 m2 und nicht mehr als 130 m2, bei mehr 
als fünf im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Personen nicht mehr als 150 m2 beträgt; bei 
bäuerlichen Wohnhäusern entfällt das Erfor­
dernis der baulichen Abgeschlossenheit; 

4. als geförderte Wohnung eine Wohnung, für 
die das Förderungsdarlehen (§ 22) noch 
nicht vollständig zurückgezahlt ist oder 
noch Zuschüsse (§ 31) geleistet werden oder 
die Bürgschaft (§ 37) noch nicht erloschen 
ist; gleiches gilt für Eigenheime; 

5. als Wohnheim ein zur Befriedigung des 
regelmäßigen Wohnbedürfnisses seiner 
Bewohner bestimmtes Heim in normaler 
Ausstattung, das neben den Wohn- oder 
Schlafräumen auch die für die Verwaltung 
und für die Unterbringung des Personals 
erforderlichen Räume und allenfalls auch 
gemeinsame Küchen, Speise-, Aufenthalts­
und zur vorübergehenden Unterbringung 
von Heimbewohnern bestimmte. Kranken­
räume sowie allenfalls gemeinsame sanitäre 
Anlagen enthält; 

6. als normale Ausstattung eine Ausstattung, 
die bei größter Wirtschaftlichkeit des Bauko­
stenaufwandes unter Bedachtnahme auf die 
Betriebs- und Instandhaltungskosten und bei 
einwandfreier Ausführung nach dem jeweili­
gen Stand der Technik, insbesondere hin­
sichtlich des Schall-, Wärme-, Feuchtigkeits­
und Abgasschutzes sowie der Anschlußmög­
lichkeit an Fernwärme in hiefür in Betracht 
kommenden Gebieten, den zeitgemäßen 
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Wohnbedürfnissen entspricht; sie umfaßt 
jedenfalls ausreichende Anschlußmöglichkei­
ten für Sanitäreinrichtungen und Haushalts­
geräte, muß jedoch nicht die Oberflächen­
endausführung im Inneren der Wohnung 
umfassen; 

7. als Nutzfläche die gesamte Bodenfläche 
einer Wohnung oder eines Ceschäftsraumes 
abzüglich der Wandstärken und der im Ver­
lauf der Wände befindlichen Durchbrechun­
gen (Ausnehmungen); Keller- und Dachbo­
denräume, soweit sie ihrer Ausstattung nach 
nicht für Wohn- oder Geschäftszwecke 
geeignet sind, Treppen, offene Balkone, Ter­
rassen sowie für landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Zwecke spezifisch ausgestattete 
Räume innerhalb einer Wohnung sind bei 
Berechnung der Nutzfläche nicht zu berück-
sichtigen; . 

8. als Baukosten einer Wohnung (eines 
Geschäftsraumes) der Anteil an den Gesamt­
baukosten (§ 6), der nach dem bei der End­
abrechnung angewendeten Berechnungs­
schlüsseI (§ 45 Abs.2) auf die Wohnung 
(den Geschäftsraum) entfällt; 

9. als nahestehende Personen der Ehegatte, 
Verwandte in gerader Linie einschließlich 
der Wahlkinder, Verwandte im zweiten 
Grad der Seitenlinie und Verschwägerte in 
gerader Linie und eine Person, die mit dem 
Eigentümer in einer in wirtschaftlicher Hin­
sicht gleich einer Ehe eingerichteten Haus­
haltsgemeinschaft lebt; 

10. als Einkommen das Einkommen gemäß § 2 
Abs. 2 Einkommensteuergesetz 1972, BGBI. 
Nr.440, vermehrt um die bei der Einkotn­
mensermittlung abgezogenen Beträge gemäß 
den §§ 11 und 18 Abs. 1 Z 4 und 8 EStG 
1972 und -die steuerfreien Einkünfte gemäß 
§ 3 Z 14 und 14 a EStG 1972 und vermindert 
um die bei der Einkommensteuerfestsetzung 
berücksichtigten außergewöhnlichen Bela­
stungen gemäß den §§ 34 und 106 EStG 
1972 und um die Einkommensteuer; 

11. als Familieneinkommen die Summe der Ein­
kommen des Förderungswerbers oder Mie­
ters und der mit ihm im gemeinsamen Haus­
halt lebenden Personen mit Ausnahme von 
im Haushalt beschäftigten Arbeitnehmern 
und angestelltem Pflegepersonal; 

12. als Mietvertrag auch der genossenschaftliche 
Nutzungsvertrag, als Mietwohnung auch die 
auf Grund eines solchen Vertrages benützte 
Wohnung, als Mieter auch der auf Grund 
eines solchen Vertrages N utzungsberech­
tigte und als Mietziris auch das auf Grund 
eines s~lchen Vertrages zu bezahlende N ut­
zungsentgelt. 

§ 3. Die Länder haben die normale Ausstattung 
gemäß § 2 Z 6 durch Verordnung festzusetzen. 
Dabei ist vorzusehen, daß ein im Verhältnis zur 

Vereinbarung über die Einsparung von Energie, 
BGBI. Nr. 351/1980, um mindestens 5 vH verbes­
serter Wärmeschutz des gesamten· Gebäudes 
erreicht wird. 

§ 4. (1) Die Länder haben die für die Errichtung 
von Gebäuden angemessenen Gesamtbaukosten je 
Quadratmeter Nutzfläche einschließlich sämtlicher 
Wandstärken unter Bedachtnahme auf § 6 durch 
Verordnung festzusetzen. 

(2) Die angemessenen Gesamtbaukosten sind so 
zu bemessen, daß die Kosten des gemäß § 3 festzu­
setzenden verbesserten Wärmeschutzes gedeckt 
sind. 

(3) Eine Erhöhung der angemessenen Gesamt­
baukosten ist jedenfalls für den Fall vorzusehen, 
daß sie 

1. durch die Vornahme von Bauarbeiten wäh­
rend der Monate November bis März, 

2. durch die Errichtung von Anlagen zur Nut­
zung sich erneuernder Energieträger oder zur 
besonders wirtschaftlichen Nutzung von 
Energie, 

3. durch behindertengerechte Maßnahmen, 
4. durch unvorhersehbare Erschwernisse bei der 

Bauführung oder 
5. durch nachweisliche allgemeine Baukosten­

steigerungen während emer angemessenen 
Bauzeit 

ansteigen. Mehrkosten nach Z 1 bis· 3 können in 
einem Prozentsatz der angemessenen Gesamtbau­
kosten generell berücksichtigt werden; andere die 
Winterbautätigkeit fördernde Maßnahmen sind in 
die Mehrkosten nach Z 1 einzurechnen. 

(4) Für denUmbau von Gebäuden, deren Erhal­
tung nach landesgesetzlichen Bestimmungen zur 
Wahrung des Orts- oder Stadtbildes oder nach 
dem Denkmalschutzgesetz, BGBI. Nr. 533/1923, 
vorgeschrieben ist, oder für die künstlerische Aus­
gestaltung kann eine Erhöhung der angemessenen 
Gesamtbaukosten in einem Prozentsatz festgesetzt 
werden. 

§ 5. Der Landeshauptmann hat durch Verord­
nung Bestimmungen über die Vergabe von Leistun­
gen im Zusammenhang mit der Errichtung von 
Gebäuden, soweit es sich nicht um von natürlichen 
Personen errichtete Eigenheime handelt, zu erlas­
sen. Dabei sind unter Bedachtnahme auf die 
Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit die Art der Vergabe, die Aus­
schreibung, die Anwendung standardisierter Lei­
stungsbeschreibungen, die Form und Behandlung 
der Angebote sowie die für die Erteilung des 
Zuschlages maßgebenden Gesichtspunkte zu 
regeln. 

Gesamtbaukosten 

§ 6. (1) Gesamtbaukosten sind: 
1. die Kosten der Errichtung von Wohnungen 

und Wohnheimen unter Einbeziehung von 

2 
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Hausbesorgerdienstwohnungen, jedoch unter 
Ausschluß von für landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Zwecke spezifisch ausgestatteten 
Räumen, sowie die Kosten der Errichtung 
von Geschäftsräumen (§ 1 Abs. 3), 

2. die Kosten der Errichtung von der. gemeinsa­
men Benützung der Bewohner dienenden 
Gebäudeteilen und Anlagen, 

3. die Kosten der Errichtung von Einstellplätzen 
(Garagen) und Abstellplätzen für Kraftfahr­
zeuge, sofern sie auf Grund behördlicher 
Vorschreibungen herzustellen sind, 

4. die Kosten der Errichtung von dem Zivil­
schutz dienenden Anlagen, sofern besondere 
gesetzliche Vorschriften für solche Anlagen 
bestehen und diesen V orschriftert entsprochen 
wird, 

5. die Kosten der Herstellung des Gehsteiges, 
6. die Anschlußgebühren und 
7. die Aufschließungskosten innerhalb der Bau­

grundstücke. 

(2) Zu den Gesamtbaukosten gehört auch die 
Umsatzsteuer, soweit sie nicht als Vorsteuer (§ 12 
Umsatzsteuergesetz 1972, BGBI. Nr.223) abgezo­
gen werden kann. 

(3) Bei Eigenheimen mit zwei Wohnungen 
um faßt die Förderung nur die Kosten gemäß Abs. 1 
und 2, die anteilig auf die vom Eigentümer gemäß 
§ 2 Z 1 zu benützende Wohnung entfallen. Dies 
gilt nicht, wenn die erweisliche oder aus den 
Umständen hervorgehende Absicht besteht, daß die 
zweite Wohnung von dem Förderungswerber nahe­
stehenden begünstigten Personen mit Ausnahme 
des Ehegatten benützt werden soll. 

Aufbringung der Förderungsmittel 

§ 7. (1) Die Mittel werden aufgebracht 
1. durch Leistungen des Bundes, 
2. durch Leistungen der Länder, 
3. durch Rückflüsse (Tilgungs- und Zinsenbe­

träge) aus Förderungsmaßnahmen nach 
a) dem Bundesgesetz betreffend Ausgestal­

tung des Staatlichen W ohnungsfürsorge­
fonds zu einem Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds, BGBI. Nr.252/1921, soweit 
nicht § 11 Abs. 1 Z 2 Startwohnungsge­
setz, BGBI. Nr. 264/1982, anderes 
bestimmt und soweit sie nicht zur Erfül­
lung der jeweils fällig werdenden Ver­
pflichtungen des Fonds und zur Deckung 
der Kosten seiner Abwicklung benötigt 
werden, 

b) dem . Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, 
BGBI. Nr. 130/1948, soweit nicht § 33 
Stadterneuerungsgesetz in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBI. Nr. xxx ande­
res bestimmt und soweit sie nicht zur 
Erfüllung der jeweils fällig werdenden 
Verpflichtungen des Fonds und zur Dek-

kung der Kosten seiner Abwicklung benö­
tigt werden, 

c) dem Wohnbauförderungsgesetz 1954, 
BGBI. Nr. 153, 

d)' dem Wohnbauförderungsgesetz 1968, 
BGBI. Nr. 280/1967, und 

e) diesem Bundesgesetz, 
4. durch Erträgnisse aus Förderungsmitteln. 

(2) Rückflüsse gemäß Abs. 1 Z 3 lit. a und b sind 
den Ländern unter sinngemäßer Anwendung des 
§ 9 Abs. 2 und 3 zu überweisen. 

Leistungen des Bundes 

§ 8. (1) Die Leistungen des Bundes bestehen: 
1. in Zuwendungen nach Maßgabe der für diese 

Zwecke gemäß dem jeweiligen Bundesfinanz­
gesetz verfügbaren Ausgabenbeträge ; 

2. in der Zuwendung des für Zwecke der Wohn­
bauförderung bestimmten Anteiles gemäß 
Art. I § 2 des Bundesgesetzes über die Zuwei­
sung von Anteilen an der Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuer für Zwecke der 
Wohnbauförderung und des Familienlasten­
ausgleiches, BGBI. Nr. 443/1972; 

3. in der Zuwendung der Eingänge aus dem 
Wohnbauförderungsbeitrag gemäß dem Bun­
desgesetz BGBI. Nr. 13/1952, zuletzt geän­
dert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr.285/1963. 

(2) Die nach Abs. 1 für Zwecke des Bundes­
Wohn- und Siedlungsfonds und der Wohnbauför­
derung bestimmten Mittel fließen dem Bund zu 
und sind von diesem den Ländern gemäß § 9 zuzu­
teilen. 

Zuteilung der Bundesmittel 

§ 9. (1) Die Bundesmittel (§ 8) sind unter 
Bedachtnahme auf die gemäß § 10 k Wasserbauten­
förderungsgesetz, BGBI. Nr.34/1948, und die 

. gemäß § 12 abzuziehenden Beträge den einzelnen 
Ländern nach Hundertsätzen als zweckgebundene 
Zuschüsse zuzuteilen. 

(2) Der jährliche Hundertsatz ergibt sich aus fol­
genden Berechnungsgrundlagen : 

1. 50 vH der Summe, die sich aus der Volkszahl 
gemäß der entsprechenden Bestimmung des 
jeweils geltenden Finanzausgleichsgesetzes, 
vermehrt um 50 vH des Bevölkerungszuwach­
ses ergibt; als Bevölkerungszuwachs gilt die 
Differenz von dem vom Österreichischen Sta­
tistischen Zentralamt festgestellten Ergebnis 
der letzten Volkszählung gegenüber der 
unmittelbar vorangegangenen; 

2. 35 vH nach dem jeweils für die Endabrech­
nung der Ertragsanteile an den gemeinschaft­
lichen Bundesabgaben für die Zuteilung der 
Mittel des zweitvorangegangenen Jahres 
maßgeblichen abgestuften Bevölkerungs-
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schlüssel gemäß der entsprechenden Bestim­
mung des jeweils geltenden Finanzausgleichs­
gesetzes; 

3. 15 vH nach dem länderweisen Aufkommen 
an veranlagter Einkommensteuer und an 
Lohnsteuer unter Zugrundelegung der End­
abrechnung der Ertragsanteile an den gemein­
schaftlichen Bundesabgaben des für die 
Berechnung der Länderanteile zweitvorange­
gangenen Jahres. 

(3) Die Bundesmittel sind vierteljährlich im dem 
Quartalsende folgenden Monat auf die von den 
Ländern dem Bundesministerium für Finanzen 
bekanntzugebenden gesonderten Konten (§ 10 
Abs. 3) abzuführen. 

(4) Bundesmittel dürfen nur Ländern zugeteilt 
werden, in denen Bauführungen, die nach diesem 
Bundesgesetz gefördert werden, eine mindestens 
zwanzigjährige Grundsteuerbefreiung genießen. 

Leistungen der Länder und Gemeinden 

§ 10. (1) Die Länder dürfen die Bundesmittel nur 
dann zur Förderung verwenden, wenn sie aus Lan­
desmitteln Beträge bereitstellen und für die Förde­
rung nach diesem Bundesgesetz verwenden. Der 
Anteil der Länder beträgt für jedes Kalenderjahr 
mindestens ein Sechstel der Bundesmittel gemäß 
§ 8 Abs.1 Z 2; nach § 23 Abs.5 zur Verfügung 
gestellte Mittel beiben außer Betracht. 

(2) Die Länder haben die ihnen gemäß § 7 Abs. 2 
und § 9 in einem Zeitraum von jeweils fünf Jahren, 
gerechnet ab 1. Jänner 1985, zugeteilten Bundes­
mittel innerhalb dieses Zeitraumes gesetzes gemäß 
zu verwenden; eine solche Verwendung liegt au~h 
vor, wenn Mittel gemäß § 4 Z 6 Wohnhaussanie­
rungsgesetz, BGBI. Nr. xxx, verwendet werden. 
Hat ein Land in einem Jahr Landesmittel in einem 
das gesetzliche Mindestausmaß übersteigenden 
Betrag für Förderungsmaßnahmen nach diesem 
Bundesgesetz bereitgestellt, so kann es innerhalb 
von sechs Monaten nach Bereitstellung der zusätz­
lichen Landesmittel die Anrechnung des Mehrbe­
trages auf seine gesetzliche Mindestleistung für die 
nächstfolgenden Jahre, höchstens jedoch für einen 
Zeitraum von fünf Jahren, beim Bundesminister für 
Bauten und Technik verlangen. Dabei bleiben 
gemäß § 23 Abs. 5 zur Verfügung gestellte Mittel 
außer Betracht. 

(3) Das Land hat die Förderungsmittel (§ 7) auf 
einem gesonderten Konto zu führen und für best­
mögliche Verzinsung zu sorgen. 

(4) Wenn ein Land die Verpflichtung gemäß 
Abs. 1 oder 3 oder sonstige Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes' trotz einer zur Abstellung der 
Mängel gewährten Frist nicht einhält und dadurch 
der Förderungszweck wesentlich gefährdet wird, 
hat der Bundesminister für Finanzen die Zahlung 
der Bundesmittel auf Antrag des Bundesministers 

für Bauten und Technik im entsprechenden Aus­
maß einzustellen. 

(5) Gemeinden sollen die Errichtung gefördeter 
Wohnungen insbesondere dadurch unterstützen, 
daß sie Baugrundstücke preisgünstig an Förde­
rungswerber verkaufen oder das Baurecht an Bau­
grundstücken gegen Entrichtung eines niedrigen 
Bauzinses einräumen oder zu den Aufschließungs­
kosten oder Anliegerleistungen beitragen. Diese 
Angelegenheiten der Gemeinde sind solche des 
eigenen Wirkungsbereiches. 

Wohnbauprogranun 

§ 11. Die Länder haben unter Bedachtnahme auf 
die Ziele des Österreichischen Raumordnungskon­
zeptes für jeweils fünf Jahre Wohnbauprogramme 
mit Finanzierungsplänen zu erstellen und darin die 

_ beabsichtigte Förderungstätigkeit in zeitlicher und 
räumlicher Gliederung unter besonderer Berück­
sichtigung von Ballungsräumen und Entwicklungs­
gebieten auszuweisen. Insbesondere ist auf den sich 
aus regionalen wirtschaftlichen und arbeitsmarkt­
politischen Erfordernissen sowie der wirtschaftli­
chen Entwicklung ergebenden Wohnungsbedarf 
Bedacht zu nehmen. 

Wohnbauforschung 

§ 12. (1) Von den Bundesmitteln gemäß § 8.sind 
beim Bundesministerium für Bauten und Technik 
0,5 vH für Zwecke der Wohnbauforschung zu bin­
den. Dieser Betrag bildet zusammen mit den Rück­
flüssen aus für Zwecke der Wohnbauforschung 
gewährten Mitteln die Wohnbauforschungsmittel 
des Bundesministeriums für Bauten und Technik. 

(2) Die Wohnbauforschungsmittel können auf 
Grund von Förderungsansuchen oder von For­
schungsaufträgen an natürliche und juristische Per­
sonen vergeben und auch für Zwecke der Doku­
mentation und Information für den Bereich des 
Wohnungsbaues sowie gemäß Abs. 5 und 6 verwen­
det werden. Nicht verwendete W ohnbaufor­
schungsrriittel sind zum Ende eines jeden Jahres 
nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Zutei­
lungsschlüssel als zweckgebundene Zuschüsse an 
die Länder abzuführen. 

(3) Die Wohnbauforschungsmittel sind nach 
einem Forschungsprogramm zu vergeben, das vom 
Bundesminister für Bauten und Technik zu erstel~ 
len und nach Sachgebieten. zu gliedern ist. Bei der 
Vergabe sind Forschungsschwerpunkte, Förde­
rungswürdigkeit und Praxisnähe der betreffenden 
Forschungsvorhaben zu berücksichtigen. Die 
Wohnbauforschungsmittel können gegen Nachweis 
der Kosten oder pauschaliert vergeben werden. 

(4) Der Förderungsempfänger hat die Ergebnisse 
des Forschungsvorhabens zu veröffentlichen, es sei 
denn, das Bundesministerium für Bauten und Tech-
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nik behält sich die Auswertung der Forschungser­
gebnisse vor. 

(5) Zur fachlichen Beurteilung der Förderungs­
ansuchen können Sachverständige herangezogen 
werden. 

(6) Zur wissenschaftlichen Betreuung von Fot­
schungsvorhaben können Projektbegleiter bestellt 
werden. 

§ 13. (1) Eine Förderung ist nur dann zulässig, 
wenn ohne Gewährung von W ohnbauforschungs'­
mitteln ein Forschungsvorhaben nicht oder nicht im 
notwendigen Umfang durchgeführt werden 
könnte. Die Förderung kann in der Gewährung 
von Darlehen oder von nicht-rückzahlbaren 
Zuwendungen (Förderungsbeiträgen) bestehen. Ein 
Förderungsbeitrag darf nur dann und insoweit 
gewährt werden, als das Förderungsziel nicht durch 
ein Darlehen erreicht werden kann. Ein Darlehen 
ist in geeigneter Weise sicherzustellen. Wird im 

. Zusammenhang mit dem Forschungsvorhaben ein 
Gebäude errichtet, ist das Darlehen durch Einver­
leibung eines Pfandrechtes sicherzustellen. § 24 
zweiter und dritter Satz gilt sinngemäß. Für· die 
Dauer des Bestehens des Pfandrechtes ist auf der 
Liegenschaft ein Veräußerungsverbot zugunsten 
der Republik Österreich (Bundesministerium für 
Bauten und Technik) einzuverleiben. Dieses wirkt 
gegen Dritte und bindet auch die Rechtsnachfol­
ger. 

(2) Ein Darlehen kann ganz oder teilweise in 
einen Förderungsbeitrag umgewandelt werden, 
wenn der angestrebte Erfolg nur durch eine solche 
Umwandlung erreicht werden kann oder ohne Ver-. 
schulden des Förderungsempfängers nicht erreicht 
werden konnte. 

(3) Bei Forschungsv.orhaben von unmittelbarem 
wirtschaftlichem Nutzen für den Förderungsemp­
fänger hat dieser einen angemessenen Kostenbei­
trag zu leisten. 

§ 14. Die Gewährung von Darlehen oder Förde­
rungsbeiträgen kann von Bedingungen abhängig 
gemacht werden. Jedenfalls ist zu vereinbaren, daß 
- vorbehaltlich sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
Ansprüche des Bundes - ein Förderungsbeitrag zu 
ersetzen oder ein Darlehen nach Kündigung vor­
zeitig zurückzuzahlen ist und beide vom Tag der 
Zuzählung an mit 3 vH über dem jeweils geltenden 
Zinsfuß für Eskontierungen der Oesterreichischen 
Nationalbank pro Jahr zu verzinsen sind, wenn 

1. die Förderung durch falsche oder unvollstän­
dige Angaben erschlichen wurde, 

2. das Forschungsvorhaben nicht fristgerecht 
begonnen oder beendet oder die Frist zur 
Veröffentlichung nicht eingehalten wurde, es 
sei denn, die Fristen wurden bei Vorliegen 
triftiger Gründe erstreckt, oder 

3. die Förderungsmittel widmungswidrig ver­
wendet, den Erfolg des Vorhabens sichernde 

Auflagen oder Bedingungen aus Verschulden 
des Förderungsempfängers nicht eingehalten 
oder vorgesehene Berichte nicht erstattet öder 
Nachweise nicht beigebracht wurden. 

§ 15. (1) Forschungsgeräte, die ausschließlich aus 
Förderungsbeiträgen angeschafft wurden, sind vom 
Förderungsempfänger nach Abschluß seines For­
schungsvorhabens für weitere aus W ohnbaufor­
schungsmitteln . geförderte Forschungsvorhaben 
kostenlos zur Verfügung zu halten; das Bundesmi­
nisterium für Bauten und Technik kann diese Ver­
pflichtung zeitlich begrenzen. Solche Geräte dürfen 
nur mit Zustimmung dieses Bundesministeriums 
veräußert werden; der hieraus erzielte Erlös ist bei 
den Wohnbauforschungsmittelnzu vereinnahmen. 

(2) Aus dem Verkauf von Druckwerken, in 
denen Forschungsergebnisse veröffentlicht werden, 
darf der Förderungsnehmer keinen Gewinn erzie­
len. 

Grundsätze für die Gewährung einer Förderung 

§ 16. Bei der Gewährung einer Förderung sind 
folgende Grundsätze zu beachten: . 

1. die Angemessenheit der Preise für die Bau­
grundstücke, 

2. die Wirtschaftlichkeit der Aufschließungsko­
sten, 

3. die Erschließung der Bauvorhaben mit Ver­
kehrseinrichtungen und die Ausstattung mit 
Versorgungseinrichtungen sowie 

4. die Gestaltung der Bauvorhaben entsprechend 
den Anforderungen an zeitgemäße Wohnbe­
dürfnisse, insbesondere hinsichtlich des Lärm­
schutzes. 

§ 17. (1) Die Fin,anzierung des Bauvorhabens 
muß für den Fall der Gewährung einer Förderung 
gesichert sein. 

(2) Ist zur Finanzierung des Bauvorhabens die 
Aufnahme eines Hypothekardarlehens erforderlich, 
so darf eine Förderung nur gewährt werden, wenn 
es sich entweder um ein Bausparkassendarlehen 
oder ein solches Hypothekardarlehen handelt, bei 
dem 

1. die Laufzeit mindestens 20 Jahre beträgt; , 
2. die Berechnung der Zinsen bei halbjährlicher 

, Vorschreibung dekursiv und netto erfolgt; 
3. die effektiven Kosten des Darlehens - ausge­

nommen öffentliche Abgaben und ,Aufwen­
dungen des Darlehensnehmers für zur Siche~ 
rung des Darlehens abgeschlossene Versiche­
rungen - jährlich höchstens 1,5 vH über der 
im Zeitpunkt der Zusicherung bestehenden 
Nominalverzinsung der letzten vor der Zusi­
cherung im Inland zur öffentlichen Zeich­
nung aufgelegten Bundesanleihetranche mit 
einer Laufzeit von mindestens acht Jahren lie­
gen, wobei bei mehreren Bundesanleihetran­
chen diejenige mit der niedrigsten Nominal­
verzinsung maßgebend ist; 
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4. eine Änderung des jährlichen Zinsfußes nicht 
oder in der Weise vereinbart ist, daß eine 
Erhöhung nur bis zum Ausmaß einer. Erhö­
hung der Nominalverzinsung gemäß Z 3 
erfolgt und bei Herabsetzung dieser Nominal­
verzinsung auch der jährliche Zinsfuß ent-
sprechend gesenkt wird; . 

5. Jahreszinssatz und Gesamtbelastung entspre­
chend der 1. KWG-DVO, BGBI. 
Nr. 79/1979, berechnet und dem Darlehens­
nehmer schriftlich zur Kenntnis gebracht wer­
den; 

6. für den Fall einer Umschuldung eine konto­
korrentmäßige Abrechnung vereinbart ist. 

(3) Soll ein Gebäude mit mindestens zwei Woh­
nungen mit einer zentralen Wärmeversorgungsan­
lage .beheizt werden, ist eine Förderung nur zuläs­
sig, wenn die Anlage besondere Vorrichtungen 
(Geräte) enthält, durch die der Verbrauch oder der 
Anteil am Gesamtverbrauch jedes einzelnen Benüt­
zers festgestellt werden kann. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 gelten­
_ unbeschadet § 31 Abs. 2 - nicht für Eigenheime. 

Art der Förderung 

§ 18. (1) Die Förderung kann bestehen 
1. in der Gewährung von Förderungsdarlehen 

(§ 22), 
2. in der Gewährung von Eigenmittelersatzdar­

lehen (§ 30), 
3. in der Gewährung von Annuitäten- und Zin­

senzuschüssen (§ 31), 
4. in der Gewährung der Wohnbeihilfe (§§ 32 

H.), 
5. in der Übernahme der Bürgschaft .(§ 37). 

(2) Der Förderungswerber hat im Falle der 
Gewährung eines Färderungsdarlehens oder eines 
Zuschusses oder der Übernahme einer Bürgschaft 
sein Eigentum (Wohnungs eigentum) oder das Bau­
recht an der zu verbauenden Liegenschaft nachzu: 
welsen. 

Förderungswerber 

. § 19. (1) Förderungsdarlehen und Zuschüsse 
dürfen'nur gewährt werden: 

1. österreichischen Staatsbürgern zur Errichtung 
von 
a) Eigenheimen sowie Wohnungen (Ge­

schäftsräumen) im Wohnungseigentum, 
b) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­

lassung in Miete; das Erfordernis der 
österreichischen Staatsbürgerschaft ent­
fällt bei Errichtung durch Zu- oder Ein­
bau oder durch Umbau; 

2. österreichischen Staatsbürgern, die sich als 
künftige Bewohner zu Vereinen oder sonsti­
gen Gemeinschaften zusammengeschlossen 
haben, zur Errichtung von Gebäuden in ver­
dichteter Flachbauweise; 

3. österreichischen Staatsbürgern zum Erster­
werb (§ 1 Abs. 2) von 
a) Eigenheimen oder Wohnungen in Gebäu­

den in verdichteter Flachbauweise, 
b) Eigentumswohnungen; 

·4. Gemeinden zur Errichtung von 
a) Eigenheimen oder Gebäuden in verdichte­

ter Flachbauweise zur Übertragung in das 
Eigentum, 

b) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­
tragung in das Wohnungseigentum, 

c) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­
lassung in Miete oder, sofern sie an ihre 
Dienstnehmer überlassen werden, auch in 
sonstiger Nutzung, 

d) Wohnheimen; 
5. gemeinnützigen Bauvereinigungen mit dem 

Sitz im Inland zur Errichtung von 
a) Eigenheimen oder Gebäuden in verdichte­

ter Flachbauweise zur Übertragung in das 
Eigentum, 

b) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­
tragung in das Wohnungseigentum, 

c) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­
lassung in Miete, 

d) Wohnheimen; 
6. anderen als den in Z 5 genannten juristischen 

, Personen mit dem Sitz im Inland zur Errich­
tung von 
a) Eigenheimen oder Gebäuden in verdichte­

ter Flachbauweise zur Übertragung in das 
Eigentum, 

b) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­
tragung in das Wohnungseigentum, 

c) Wohnungen zur Überlassung an ihre 
Dienstnehmer in Miete; 

7. Organisationen mit' dem Sitz im Inland, die 
nach ihrer Satzung und tatsächlichen 
Geschäftsführung der Wohnversorgung von 
Dienstnehmern dienen, die aus beruflichen 
Gründen in einer anderen als ihrer bisherigen 
Wohngemeinde eine Wohnung benötigen, die 
sie zur Befriedigung ihres dringenden Wohn­
bedürfnisses regelmäßig zu verwenden beab­
sichtigen, zur Errichtung von 
a) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­

lassung in Miete, 
b) Wohnheimen; 

8. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach Satzung, Stiftung 
oder sonstiger Verfassung und ihrer tatsächli­
chen Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder 
mildtätigen Zwecken dienen (§ 5 Abs. 1 Z 6 
Kärperschaftsteuergesetz 1966, BGBI. 
Nr. 156), zur Errichtung von Wohnheimen. 

(2) Die Wohnbeihilfe darf nur österreichischen 
Staatsbürgern gewährt werden. 

(3) Österreichischen Staatsbürgern sind gleichge­
stellt 
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1. Ausländer, die die österreichische Staatsbür­
gerschaft nach dem 6. März 1933 verloren 
haben, aus politischen, rassischen oder religiö­
sen Gründen aus Österreich auswandern 
mußten, wieder nach Österreich zurückge­
kehrt sind und beabsichtigen, sich für ständig 
in Österreich niederzulassen; 

2. Personen, deren Flüchtlingseigenschaft 
gemäß Bundesgesetz BGBl. Nr. 126/1968 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 796/1974 festgestellt ist und die zum Auf­
enthalt im Bundesgebiet berechtigt sind. 

(4) Eine Förderung darf einer gemeinnützigen 
Bauvereinigung so lange nicht gewährt werden, als 
von der Landesregierung als Anerkennungsbehörde 
nach dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
BGBl. Nr. 139/1979, festgestellte Mängel, für 
deren Behebung durch Bescheid eine Frist gesetzt 
wurde, nicht behoben sind. Ferner sind gemeinnüt­
zige Verwaltungsvereinigungen (§ 39 Abs. 3 Woh­
nungsgemeinnützigkeitsgesetz) sowie Förderungs­
werber, denen die Gemeinnützigkeit entzogen 
wurde, von der Förderung ausgeschlossen. 

Begünstigte Personen 

§ 20. (1) Natürlichen Personen darf eine Förde­
rung gemäß § 19 Abs. 1 Z 1 lit. asowie Z 2 und 3 
nur gewährt werden, wenn sie jedenfalls im Zeit­
punkt der Einbringung ihres Ansuchens begünstigte 
Personen sind. Diese Bestimmung gilt nicht für die 
Errichtung von Geschäftsräumen. 

(2) Geförderte Eigenheime sowie geförderte 
Wohnungen dürfen nur in das Eigentum (Woh­
nungseigentum) begünstigter Personen, die die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder 
österreichischen Staatsbürgern gemäß § 19 Abs. 3 
gleichgestellt sind, übertragen werden. 

(3) Geförderte Wohnungen, auch solche in 
Eigenheimen, dürfen nur an begünstigte Personen 
vermietet werden. Gemeinnützige Bauvereinigun­
gen oder Gemeinden dürfen solche Wohnungen 
überdies natürlichen oder juristischen Personen zur 
Weitergabe an ihre Dienstnehmer vermieten, sofern 
es sich bei diesen um begünstigte Personen handelt. 
Ist der Mieter eine Gebietskörperschaft, gilt die 
Beschränkung der Weitergabe auf Dienstnehmer 
nicht. 

§ 21. (1) Begünstigt ist eine Person, 
1. welche die erweisliche oder aus den Umstän­

den hervorgehende Absicht hat, ausschließlich 
die geförderte Wohnung zur Befriedigung 
ihres dringenden Wohnbedürfnisses regelmä­
ßig zu verwenden und 

2. deren jährliches Einkommen (Familienein­
kommen) das höchstzulässige Jahreseinkom­
men gemäß Abs. 2 nicht übersteigt. 

(2) Das höchstzulässige Jahreseinkommen 
beträgt bei einer Haushaltsgröße von 

einer Person ................... , 273 000 S, 
zwei Personen .................. 409 500 S, 
drei Personen . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 464 100 S, 
vier Personen .................. , 518 700 S, 
mehr als vier Personen ........... , 546 000 S. 

Diese Beträge vermindern oder erhöhen sich ent­
sprechend den Änderungen des vom Österreichi­
schen Statistischen Zentralamt monatlich verlaut­
barten Verbraucherpreisindex 1976 oder eines an 
seine Stelle getretenen Index, sobald die Änderung 
dieses Index seit der letzten Festsetzung 10 vH 
überschreitet. Der Bundesminister tür Bauten und 
Technik hat die sich hieraus ergebenden Änderun­
gen der Beträge im Bundesgesetzblatt kundzuma­
chen. 

(3) Wer eine geförderte Wohnung riicht als 
Dienst-, Natural- oder Werkswohnung bezieht, ist 
verpflichtet, seine Rechte an einer bisher zur Befrie­
digung seines dringenden Wohnbedürfnisses regel­
mäßig verwendeten Wohnung binnen sechs Mona­
ten nach Bezug der geförderten Wohnung aufzu­
geben. Ausnahmen sind mit Zustimmung des Lan­
des nur dann zulässig, wenn er diese Wohnung aus 
beruflichen Gründen für sich selbst dringend benö­
tigt oder wenn Verwandte in gerader Linie die 
Wohnung Zur Befriedigung ihres dringenden 
Wohnbedürfnisses regelmäßig verwenden und eine 
Abtretung des Mietrechtes an diese Personen 
gemäß § 12 Mietrechtsgesetz, BGBl. Nr. 520/1981, 
nicht in Betracht kommt. 

Förderungsdarlehen 

§ 22. (1) Förderungsdarlehen können 
1. in einem Hundertsatz der Gesamtbaukosten, 

der bei Mietwohnungen mindestens 50 vH zu 
betragen hat, oder 

2. in einem unter den angemessenen Gesamtbau­
kosten liegenden Fixbetrag je Quadratmeter 
Nutzfläche' 

gewährt werden. Werden Förderungsdarlehen 
gemäß Z 1 gewährt und liegen die Gesamtbauko­
sten unter den angemessenen Gesamtbaukosten, so 
sind letztere der Bemessung des Förderungsdarle­
hens zugrunde zu legen. 

(2) Für die Errichtung von Eigenheimen 'ist das 
Förderungsdarlehen in einem Pauschalbetrag oder 
in einem Fixbetrag je Quadratmeter Nutzfläche zu 
gewähren. 

(3) Das Förderungsdarlehen ist in Teilbeträgen 
nach Maßgabe des Baufortschrittsflüssig zu 
machen. 

§ 23. (1) Die Länder können das Ausmaß der 
Förderungsdarlehen und die sich aus den Tilgungs­
plänen ergebenden Darlehensbedingungen nach 
der Rechtsform der zu errichtenden Wohnungen 
(Geschäftsräume) unterschiedlich festsetzen. 
Jedoch darf bei Mietwohnungen das Darlehensaus­
maß nicht geringer und dürfen die Darlehensbedin-
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gungen für den Darlehensnehmer nicht ungünsti­
ger sein als bei Wohnungen in anderer Rechtsförm. 
Die Länder können überdies das Ausmaß der För­
derungsdarlehen vom Familieneinkommen, von der 
Anzahl der im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Personen und von dem danach angemessenen Aus­
maß der Nutzfläche (§ 33 Abs. 3 zweiter Satz) 

,abhängig machen. 

(2) Den Tilgungsplänen ist eine Darlehenslauf­
zeit zwischen 25 und 50 Jahren, eine jährliche Ver­
zinsung, die 6 vH beziehungsweise einen etwaigen 
höheren Eckzinssatz gemäß § 20 Abs. 2 Kreditwe­
sengesetz, BGBL Nr. 63/1979, nicht übersteigt, 
sowie eine Anhebung der Annuitäten in bestimmten 
Zeitabschnitten zugrunde zu legen. 

(3) Die Länder können die Tilgungspläne so 
erstellen, daß die Tilgung oder die Tilgung und 
Verzinsung der Förderungsdarlehen auf die Dauer 
von höchstens fünf Jahren, gerechnet von der 
Zuzählung, ausgesetzt wird. 

(4) Die Länder haben in den Darlehensverträgen 
vorzusehen, daß die Tilgungspläne im Falle wesent­
licher Veränderung der wirtschaftlichen Verhält­
nisse entsprechend geändert werden können. Dabei 
darf jedoch die Gesamtlaufzeit nicht weniger als 
25 Jahre betragen und ein jährlicher Zinsfuß von 
6 vH beziehungsweise ein etwaiger höherer Eck-, 
zinssatz gemäß § 20 Abs. 2 Kreditwesengesetz 
nicht überschritten werden. . 

(5) Die näheren Bestimmungen zu § 22 und zu 
den vorstehenden Absätzen treffen die Länder 
durch Verordnung. In den durch Verordnung fest­
gesetzten Hundertsatz oder Fixbetrag gemäß § 22 
können auch Darlehen aus Haushaltsmitteln der 
Länder oder aus Landesfonds eingerechnet werden. 

§ 24. Die Förderungsdarlehen sind durch Einver­
leibung eines Pfandrechtes sicherzustellen. Bei 
Wohnungseigentum ist für den auf die Baukosten 
der Wohnung verhältnismäßig entfallenden Teil 
des Förderungsdarlehens das Pfandrecht auf den 
einzelnen Anteil einzuverleiben. Sofern dem zur 
Sicherung eines Förderungsdarlehens einverleibten 
Pfandrecht andere Pfandrechte im Range vorange­
hen, hat der Liegenschaftseigentümer (Bauberech­
tigte) im Grundbuch zugunsten des Landes die 
Verpflichtung anmerken zu lassen, diese Pfand­
rechte nach Tilgung der ihnen zugrunde liegenden 
Forderungen vorbehaltlos löschen zu lassen. 

Kündigung des Förderungsdarlehens 

§ 25. (1) Das Land hat im Darlehensvertrag vor­
zusehen, daß das Förderungsdarlehen unter Einhal­
tung einer Kündigungsfrist von mindestens sechs 
Monaten gekündigt wird, wenn der Schuldner 

1. nach schriftlicher Mahnung trotz Gewährung 
einer angemessenen Frist ohne Vorliegen trif­
tiger Gründe seinen Zahlungsverpflichtungen 
aus den Verträgen über das Förderungsdarle-

hen oder über sonstige zur Finanzierung des 
Bauvorhabens aufgenommene Darlehen nicht 
nachkommt oder 

2. seine Verpflichtungen gemäß § 24 oder 
Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung 
nicht erfüllt oder 

3. das Förderungsdarlehen nicht bestimmungs­
gemäß verwendet oder 

4. die ihm gesetzlich obliegende Erhaltung des 
Gebäudes unterläßt oder 

5. ohne Zustimmung des Landes Wohnungen 
zur Gänze oder zum Teil in Räume anderer 
Art umwandelt, sonst widmungswidrig ver­
wendet, vereinigt oder trennt oder am 
Gebäude erhebliche wertvermindernde Ände­
rungen vornimmt oder zuläßt oder 

6. das Gebäude nicht ausreichend gegen Brand­
schaden versichert hält. 

(2) Von einer Kündigung gemäß Abs. 1 Z 1 kann 
abgesehen werden, wenn dadurch schutzwürdige 
Interessen von Wohnungsinhabern oder künftigen 
Wohnungsinhabern gefährdet würden. 

§ 26. (1) Das Land hat im Darlehensvertrag fer­
ner vorzusehen, daß das Förderungsdarlehen unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von mindestens 
sechs Monaten gekündigt wird, wenn 

1. die zur Benützung durch den (künftigen) Ei­
gentümer bestimmte Wohnung weder von. 
diesem noch von den ihm nahestehenden Per­
sonen oder von seinen Dienstnehmern zur 
Befriedigung ihres dringenden Wohnbedürf­
nisses regelmäßig verwendet wird, es sei denn, 
der Wohnungsinhaber ist wegen Krankheit, 
zu Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus 
zwingenden beruflichen Gründen vorüberge­
hend abwesend; beläßt der Eigentümer nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses einen 
ehemaligen Dienstnehmer oder dessen Hin­
terbliebene in der Wohnung, weil die Räu­
mung eine soziale Härte bedeuten würde, ist 
das Darlehen nicht zu kündigen; 

2. Geschäftsräume im Wohnungseigentum 
weder vom Eigentümer oder von ihm naheste­
henden Personen noch vom Pächter des in 
den Geschäftsräumen betriebenen Unterneh­
mens regelmäßig zu geschäftlichen Zwecken 
im Sinne des § 1 Abs. 3 verwendet werden; 

3. der Förderungswerber die Bedingung des § 41 
Abs. 2 zweiter Satz nicht erfüllt; 

4. der Eigentümer (Wohnungseigentümer) oder 
ein Mieter seine Rechte an der bisher von ihm 
zur Befriedigung seines dringenden W ohnbe­
dürfnisses regelmäßig verwendeten Wohnung 
entgegen den Bestimmungen des § 21 Abs. 3 
nicht aufgibt; bei Mietwohnungen kann die 
Kündigung nur ausgesprochen werden, wenn 
sie dem Förderungswerber schriftlich ange­
droht wurde und innerhalb von sechs Mona­
ten ab Androhung weder der Mieter das 
Recht an der bisherigen Wohnung aufgege-
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ben hat noch der Förderungswerber das Miet­
verhältnis aufgekündigt hat (§ 28); 

5. der Förderungswerber nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Vorliegen aller gesetzli­
chen und vertraglichen Voraussetzungen die 
zur Einverleibung des Eigentums erforderli­
chen Anträge stellt und die hiefür notwendi­
gen Urkunden errichtet; 

6. Wohnungen oder Geschäftsräume nicht 
innerhalb von sechs Monaten nach Erteilung 
der baubehördlichen Benützungsbewilligung 
oder nach Räumung durch den Vorbenützer 
in Benützung genommen werden; bei Vorlie­
gen wichtiger Gründe ist eine Erstreckung der 
Frist möglich; 

7. der Förderungswerber nach diesem Bundesge­
setzgeförderte Wohn- oder Geschäftsräume 
zu einem höheren als dem gesetzlich zulässi­
gen Mietzins vermietet oder Handlungen zur 
Umgehung von Mietzinsbestimmungen setzt 
oder zuläßt. 

(2) Bei Wohnungen oder Geschäftsräumen, die 
nicht im Wohnungseigentum stehen, ist die Kündi­
gung nur für den Teil des Förderungsdarlehens 
auszusprechen, der dem Verhältnis der Nutzfläche 
der Wohnung oder des Geschäftsraumes zur Nutz­
fläche aller geförderten Wohnungen und 
Geschäftsräume des Gebäudes entspricht. 

. (3) Für den Fall einer Kündigung gemäß Abs. 1 
oder gemäß § 25 hat das Land im Darlehensvertrag 
vorzusehen, daß die zugezählten Darlehensbeträge 
vom Eintritt des Kündigungsgrundes an mit 3 vH 
über dem jeweils· geltenden Zinsfuß für Eskontie­
rurigen der Oesterreichischen Nationalbank pro 
Jahr zu verzinsen sind. 

§ 27. Das Förderungsdarlehen kann ohne Kündi­
gung fällig gestellt werden, wenn über das Vermö­
gen des Darlehensschuldners der Konkurs oder das 
Ausgleichsverfahren eröffnet wird und schutzwür­
dige Interessen von Wohnungsinhabem oder künf­
tigen Wohnungsinhabern durch die Fälligstellung 
nicht gefährdet werden. 

Kündigung des Mietvertrages 

§ 28. Ein wichtiger Kündigungsgrund nach § 30 
Abs. 1 Mietrechtsgesetz liegt hinsichtlich der geför­
derten Wohnung vor, wenn der Mieter entgegen 
§ 21 Abs. 3 seine Rechte an der von ihm zur Befrie­
digung seines dringenden Wohnbedürfnisses bisher 
regelmäßig verwendeten Wohnung nicht aufgege­
ben hat. Die Kündigung ist aufzuheben, wenn der 
Mieter vor .Schluß der der Entscheidung des 
Gerichtes erster Instanz unmittelbar vorangehen­
den Verhandlung seine Rechte an der bisherigen 
Wohnung aufgibt; der Mieter hat jedoch dem Ver­
mieter die Kosten zu ersetzen, soweit ihn ohne 
diese Aufgabe eine Kostenersatzpflicht getroffen 
hätte. 

Eigenmittel 

§ 29. (1) Der Förderungswerber hat Eigenmittel 
aufzubringen. 

(2) Das Ausmaß der Eigenmittel hat 
1. bei Gebäuden mit Mietwohnungen höchstens 

5 vH der Gesamtbaukosten, 
2. bei sonstigen Gebäuden einschließlich solcher 

mit Wohnungen mit Kaufanwartschaft 10 vH 
der Gesamtbaukosten zu betragen. 

(3) Auf Verlangen eines Wohnungseigentumsbe­
werbers ist eine höhere Eigenmittelleistung zuzu­
lassen; sie ist bei der Berechnung der auf diese 
Wohnung (Geschäftsräume) entfallenden Annuitä­
ten für Kapitalmarktdarlehen betragsmindernd zu 
berücksichtigen. 

(4) Die näheren Bestimmungen zu den vorste­
henden Absätzen treffen die Länder durch Verord­
nung. 

Eigenmittelersatzdarlehen 

§ 30. (1) Das Land kann dem zur Leistung von 
. Eigenmitteln Verpflichteten bis zur Höhe der auf­

zubringenden Eigenmittel ein Darlehen (Eigen mit­
telersatzdarlehen) gewähren, falls ihm die Aufbrin­
gung der Eigenmittel auf Grund seiner finanziellen 
Leistungsfähigkeit, insbesondere nach dem Fami­
lieneinkommen und der Anzahl der im gemeinsa­
men Haushalt lebenden Personen, nicht oder nur 
zum Teil zumutbar ist. Bei der Bemessung des 
Eigenmittelersatzdarlehens ist auch auf das nach . 
der Personenanzahl angemessene Ausmaß der 
Nutzfläche (§ 33 Abs. 3 zweiter Satz) Bedacht zu 
nehmen, wobei für Familien, deren sämtliche Mit­
glieder im Zeitpunkt der AntragsteIlung das 
35. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, eine 
größere Nutzfläche berücksichtigt werden kann. 
Eigenmittelersatzdarlehen, die weniger als 10000 S 
betragen würden, sind nicht zu gewähren. ' 

(2) Die Laufzeit des Eigenmittelersatzdarlehens 
hat mindestens zehn Jahre zu betragen und darf 
20 Jahre nicht überschreiten; im übrigen gilt § 23 
Abs. 2 bis 4 sinngemäß. Die Zu zählung des Eigen­
mittelersatzdarlehens an den Empfänger des Förde­
rungsdarlehens ist zulässig. 

(3) Für die Kündigung des Eigen~ittelersatzdar­
lehens gelten § 25 Abs. 1 Z 1, 3 und 5 und § 26 
Abs. 1 Z 1, 4 und 6 sinngemäß. 

(4) Das Land hat im Darlehensvertrag ~orzuse­
hen, daß das Eigenmittelersatzdarlehen ohne Kün­
digung fällig gestellt wird, 

1. wenn der Empfänger des Eigenmittelersatz­
darlehens sein Recht an der geförderten Woh­
nung verliert oder 

2. wenn das Eigenmittelersatzdarlehen zu 
Unrecht empfangen wurde oder 

3. wenn der Empfänger des Eigenmittelersatz­
darlehens das Förderungsdarlehen zurückge­
zahlt hat .. 
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(5) Im Falle der Kündigung nach Abs. 3 und der 
Fälligstellung nach Abs. 4 Z 2 gilt § 26 Abs. 3. 

(6) Die näheren Bestimmungen zu den vorste­
henden Absätzen treffen die Länder durch Verord­
nung' wobei auf die Rechtsform der Nutzung 
Bedacht genommen werden kann. In dieser Ver­
ordnung ist auch zu bestimmen, ob und inwieweit 
einem nachfolgenden Wohnungsinhaber ein Eigen­
mittelersatzdarlehen gebührt. . 

Annuitäten- und Zinsenzuschüsse 

§ 31. (1) Die Länder können für die Rückzah­
lung von Hypothekardarlehen (§ 17 Abs.2), die 
neben einem Förderungsdarlehen oder für sich 
allein aufgenommen werden, Annuitäten- oder 
Zinsenzuschüsse leisten, die nach den ersten drei 
Jahren laufend verringert werden können. 

(2) Für Eigenheime dürfen Zuschüsse nur 
gewährt werden, wenn kein Förderungsdarlehen 
zuerkannt wird. 

(3) Die Gewährung der Zuschüsse, ihre Höhe, 
ihre Laufzeit sowie die allfällige Vereinbarung 
ihrer späteren Rückzahlung können von der 
Rechtsform der Nutzung, dem Familieneinkom­
men, der Anzahl der im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Personen und dem danach angemessenen 
Ausmaß der Nutzfläche (§ 33 Abs. 3 zweiter Satz) 
abhängig gemacht werden. 

(4) Die näheren Bestimmungen zu den vorste­
henden Absätzen treffen die Länder durch Verord­
nung. 

(5) Die Zuschüsse sind einzustellen und vom 
Eintritt des Einstellungsgrundes an unter sinngemä­
ßer Anwendung des § 26 Abs. 3 zurückzufordern, 
wenn 

1. das Förderungsdarlehen gekündigt wurde 
oder . 

2. das Hypothekardarlehen oder die Wohn~n­
gen nicht bestimmungsgemäß verwendet oder 
Verpflichtungen nach diesem Bundesgesetz 
nicht eingehalten werden oder 

3. das Eigentum (Wohnungseigentum) am 
geförderten Objekt oder das Baurecht ohne 
Zustimmung des Landes durch Rechtsge­
schäft unter Lebenden übertragen wurde. 

(6) Die Zuschüsse sind einzustellen, wenn das 
Färderungsdarlehen zurückgezahlt wurde. 

Wohnbeihilfe 

§ 32. (1) Wird der Mieter einer geförderten 
Wohnung durch den Wohnungs aufwand unzumut­
bar belastet, hat ihm das Land auf. Antrag mit 
Bescheid Wohnbeihilfe zu gewähren. 

(2) Als Wohnungs aufwand gilt jener Teil des zu 
entrichtenden Mietzinses, welcher 

1. der Tilgung und Verzinsung der Darlehen 
gemäß den §§ 17 und 22, 

2. der Abstattung der Eigenmi,ttel des Vermie­
ters gemäß § 46 Abs. 1 Z 2, 

3. der Verzinsung der Eigenmittel des Vermie­
ters gemäß § 14 Abs. 1 Z 3 Wohnungsgemein­
nützigkeitsgesetz, , 

4. der Deckung der Kosten der Erhaltung 
gemäß § 46 Abs. 1 Z 4 oder gemäß § 14 Abs. 1 
Z 5 Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz sowie 

5. der Rückzahlung von Zuschüssen gemäß § 31 
dient. 

(3) Der Wohnungs aufwand vermindert sich um 
anderweitige Zuschüsse, die zur Minderung der 
Wohnungsaufwandbelastung gewährt werden. 

§ 33. (1) Die zumutbare Wohnungsaufwandbela­
stung ist in einem Hundertsatz des Familienein­
kommens festzusetzen, wobei die Zahl der im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Personen ange­
messen zu berücksichtigen ist. Der Hundertsatz 
darf 25 vH des Familieneinkommens nicht überstei­
gen. 

(2) Für Familien, deren sämtliche Mitglieder im 
Zeitpunkt der AntragsteIlung das 35. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben oder bei denen ein 
Familienmitglied eine Minderung der Erwerbsfä­
higkeit von mindestens 55 vH im Sinne von § 106 
Einkommensteuergesetz 1972 aufweist, sowie für 
Familien mit mindestens drei Kindern, für die 
Familienbeihilfe bezogen wird, oder für Familien 
mit einem behinderten Kind im Sinne des Familien­
la~tenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376, ist 
der Hundertsatz niedriger als für sonstige Antrag­
steller festzusetzen. 

(3) Die Wohnbeihilfe darf nur für jenen Teil der 
Nutzfläche gewährt werden, der die nach der Zahl 
der im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen 
angemessene Nutzfläche nicht übersteigt. Diese 
beträgt bei einer Haushaltsgröße von einer Person 
50 m2 und erhöht sich für jede weitere Person um 
höchstens 20 m2• 

S 34. (1) Die Wohnbeihilfe darf jeweils höch­
stens auf ein Jahr gewährt werden. Die Zuzählung 
der Wohnbeihilfe an den Empfänger des Förde­
rungsdarlehens oder von Zuschüssen gemäß § 31 ist 
zulässig. 

(2) Der Antragsteller. hat sämtliche Tatsachen, 
die eine Änderung der Höhe der Wohnbeihilfe 
oder den Verlust des Anspruches zur Folge haben 
können, innerhalb eines Monates nach deren 
Bekanntwerden anzuzeigen. 

(3) Der Anspruch auf Wohnbeihilfe erlischt bei 
Wegfall der gesetzlichen Voraussetzungen, insbe­
sondere aber wenn 

1. der Mietvertrag aufgelöst wird, 
2. das Förderungsdarlehen vollständig zurück­

gezahlt ist, 
3. keine Zuschüsse mehr geleistet werden und 

bei deren vereinbarter Rückzahlung auch 
diese abgeschlossen ist oder 
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4. Wohnungen entgegen den Bestimmungen die­
ses Bundesgesetzes benützt werden. 

(4) Wohnbeihilfe, die zu Unrecht empfangen 
wurde, ist zurückzuzahlen, wobei die zu erstatten­
den Beträge mit 3 vH über dem jeweils geltenden 
Zinsfuß für Eskontierungen der Oesterreichischen 
Nationalbank pro Jahr zu verzinsen sind. 

§ 35. Die näheren Bestimmungen zu den §§ 32 
bis 34 treffen die Länder durch Verordnung. 

§ 36. (1) Das Land kann auf Antrag mit Bescheid 
Wohnbeihilfe zum Wohnungsaufwand für Eigen­
heime, für zum Eigentumserwerb bestimmte, in ver­
dichteter Flachbauweise errichtete Wohnungen, für 
Eigentumswohnungen und für Wohnungen mit 
Kaufanwartschaft bis zum Ausmaß der W ohnbei­
hilfe gemäß § 32 gewähren. Als Wohnungs aufwand 
gelten neben allfälligen Rückzahlungsraten für 
gewährte Zuschüsse die für die Rückzahlung der 
Zur Errichtung des Objektes aufgenommenen Dar­
lehen edorderlichen Beträge, wobei das Land anre­
chenbare Obergrenzen festsetzen kann. Weiters 
kann das Land zum Wohnungs aufwand für 
Dienst-, Natural- und Werkswohnungen, die nicht 
auf Grundeines Mietvertrages benützt werden, auf 
Antrag mit Bescheid Wohnbeihilfe gewähren; hie­
bei ist für den zugrunde zu legenden Wohnungs­
aufwand § 32 Abs. 2 sinngemäß anzuwenden. 

(2) Das Land hat zum Wohnungsaufwand für 
Eigenheime und die in Abs. 1 genannten Wohnun­
gen auf Antrag mit Bescheid Wohnbeihilfe zu 
gewähren, sofern der Antragsteller infolge einer 
nach Zusicherung der Förderung eingetretenen 
wesentlichen Verschlechterung seiner wirtschaftli­
chen Verhältnisse durch den Wohnungsaufwand 
unzumutbar belastet wird. 

(3) Für die Gewährung von Wohnbeihilfe gemäß 
Abs. 1 und 2 gelten § 32 Abs. 3 sowie die §§ 33 und 
34 sinngemäß. Die näheren Bestimmungen treffen 
die Länder durch Verordnung. 

Bürgschaftsübemahme 

§ 37. (1) Das Land kann die Bürgschaft gemäß 
§ 1346 ABGB für ein zur Finanzierung eines Bau­
vorhabens edorderliches Hypothekardarlehen 
übernehmen, wenn der Zinsfuß des zu verbürgen­
den Darlehens die in § 17 Abs. 2 festgelegte Ober­
grenze nicht übersteigt und der Schuldner die Ver­
pflichtung übernimmt, im Rang vorangehende 
Pfandrechte nach Tilgung der ihnen- zugrunde lie­
genden Forderungen vorbehaltlos löschen zu las­
sen. 

(2) Wird für die Inanspruchnahme des Landes 
aus der Übernahme von Bürgschaften eine Haf­
tungsrücklage gebildet, so sind hiefür die Bestim­
mungen des § 10 Abs. 3 anzuwenden. 

{' Ansuchen und Anträge 

§ 38. (1) Ansuchen auf Gewährung von Darlehen 
~emäß den §§ 22 und 30, von Zusc~üssen oder auf 
Ubernahme von Bürgschaften sowie Anträge auf 
Gewährung von Wohnbeihilfe sind an die Landes­
regierung zu richten. 

(2) Den Ansuchen sind alle zur Beurteilung und 
Überprüfung des. Bauvorhabens erforderlichen 
Unterlagen, insbesondere Baubewilligungen, 
Grundbuchsauszüge oder -abschriften, baubehörd­
lich genehmlgte Bau- und Lagepläne, Baubeschrei­
bungen, Kostenberechnungen und Finanzierungs­
pläne anzuschließen. Überdies ist eine Erklärung 
des Förderungswerbers darüber vorzulegen, daß er 
im Zusammenhang 11Jit dem Erwerb der betreffen­
den Baugrundstücke keine Verpflichtungen über­
nommen hat, bei Planung oder Ausführung des zu 
fördernden Gebäudes oder bei dieses Gebäude 
betreffenden Rechtsgeschäften die Leistungen einer 
bestimmten Person in Anspruch zu nehmen. Förde­
rungswerber gemäß § 19 Abs. 1 Z 1 Iit. asowie Z 2 
und 3 haben außerdem nachzuweisen, daß sie 
begünstigte Personen (§ 21) sind. 

(3) Vor Zusicherung hat der Förderungswerber 
anzugeben, ob die Wohnungen (Geschäftsräume) 
in Miete oder im Wohnungs eigentum vergeben 
werden sollen; in letzterem Fall ist die Anmerkung 
der vorbehaltenen Verpfändung gemäß § 24 a 
Abs.1 Wohnungseigentumsgesetz 1975, BGBI. 
Nr.417, durch Vorlage eines entsprechenden 
Grundbuchsauszuges (Grundbuchsabschrift) nach­
zuweisen. Vor Zusicherung ist überdies eine Heiz­
lastberechnung vorzulegen, wobei bei Bemessung 
der Heizanlage ein optimaler Betriebs",irkungsgrad 
anzustreben ist. 

(4) Den Anträgen auf Gewährung von Wohnbei­
hilfe sind der Nachweis des Einkommens (Fami­
lieneinkommens) sowie Erklärungen über die 
Anzahl der im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Personen, die Nutzfläche der Wohnung und dar­
über anzuschließen, daß die Wohnung vom 
Antragsteller zur Befriedigung seines dringenden 
Wohnbedüdnisses regelmäßig verwendet wird. 

Nachweis des Einkommens 

§ 39. (1) Das Einkommen ist nachzuweisen: 
1. bei Personen, die zur Einkommensteuer ver­

anlagt werden, durch Vorlage des Einkom­
mensteuerbescheides für das letzte veranlagte 
Kalenderjahr; 

2. bei Arbeitnehmern, die nicht zur Einkommen­
steuer veranlagt werden, durch Vorlage einer 
Lohnsteuerbescheinigung oder eines lohnzet­
tels für das vorangegangene Kalenderjahr; 
dabei ist eine Erklärung über allfällige Ein­
künfte im Ausland abzugeben. 

(2) Bei der Prüfung des Einkommens können 
weitere Nachweise oder Erklärungen beigebracht 

/ 
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oder verlangt werden. Insbesondere kann in Fällen 
nach Abs. 1 Z 1 die Vorlage der Einkommensteuer­
bescheide für die letzten drei veranlagten Kalender­
jahre verlangt, in Fällen nach Abs. 1 Z 2 vom Ein­
kommen der letzten drei Monate ausgegangen wer­
den, wenn dies zur Erfassung der tatsächlichen Ein­
kommensverhältnisse notwendig erscheint. 

Erledigung der Ansuchen 

§ 40. Sofern ein Wohnbauförderungsbeirat ein­
gerichtet ist, ist dieser vor Erledigung der Ansuchen 
auf Gewährung einer Förderung anzuhören. Bei 
Erledigung der Ansuchen ist auf das Wohnbaupro­
gramm Bedacht zu nehmen. Die erledigten Ansu­
chen sind mit dem Beifügen, ob ihnen entsprochen 
wurde oder nicht, mindestens zweimal jährlich zu 
veröffentlichen. 

Zusicherung 

§ 41. (1) Im Falle der Erledigung im Sinne des 
Ansuchens ist dem Förderungswerber eine schriftli­
che Zusicherung zu erteilen. In der Zusicherung, 
die den Finanzierungsplan zu enthalten hat, kön­
nen Bedingungen und Auflagen vorgesehen wer­
den, die der Sicherung der Einhaltung der Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes und des diesem 
zugrunde liegenden Förderungszweckes dienen. 
Bei wirtschaftlicher Zumutbarkeit ist der Anschluß 
an vorhandene Fernwärme vorzuschreiben. Sollen 
zentrale Wärmeversorgungsanlagen, welche mehr . 
als zwei Wohnungen versorgen, vom Förderungs­
werber betrieben werden, ist dieser zu verpflichten, 
die Wartung der Anlage vertraglich oder durch 
eigene Dienstnehmer sicherzustellen. Handelt es 
sich nicht um ein von einer natürlichen Person 
errichtetes Eigenheim, ist der Förderungswerber 
überdies zu verpflichten, für die zur Errichtung des 
Gebäudes. erforderlichen Fremdmittel ein gesonder­
tes Konto zu eröffnen und sämtliche Zahlungen 
über dieses Konto abzuwickeln. 

(2) In die Zusicherung ist die Bedingung aufzu­
nehmen, daß der Förderungswerber die Verpflich­
tung gemäß § 21 Abs. 3 übernimmt. Ist die geför­
derte Wohnung nicht zur Verwendung durch den 
Förderungswerber bestimmt, hat die Zusicherung 
die Bedingung zu enthalten, daß der Förderungs­
werber Wohnungen nur solchen Bewerbern in das 
Eigentum (Wohnungseigentum) überträgt oder in 
Miete überläßt, die schriftlich erklären, die Ver­
pflichtung gemäß § 21 Abs. 3 zu erfüllen. 

(3) Die Zusicherung einer Förderung zum 
Ersterwerb von Wohnungen (§ 1 Abs. 2) ist davon 
abhängig, daß 

1. die Voraussetzungen für eine Förderung der 
Errichtung der Wohnungen gegeben sind, 

2. das Land schriftlich seine Zustimmung zu 
dem Bauvorhaben gegeben hat und 

3. die baubehördliche Beriützungsbewilligung im 
Zeitpunkt der Einbringung des Ansuchens 
höchstens drei Jahre zurückliegt. 

Widerruf der Förderung und Vecfügungsbeschrän­
kung 

§ 42. (1) Vor Zuzählung von Darlehensbeträgen 
oder Zuschüssen kann die Zusicherung widerrufen 
werden, wenn der Förderungswerber nicht alle für 
die Auszahlung vorgesehenen Voraussetzungen 
(Bedingungen) erfüllt. 

(2) Über den Anspruch aus der Förderungszusi­
cherung oder· auf Wohnbeihilfe kann weder durch 
Abtretung, Anweisung oder Verpfändung noch auf 
irgendeine andere Weise unter Lebenden verfügt 
werden. Dieser Anspruch kann auch nicht von 
Dritten in Exekution gezogen werden. 

Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung von 
. Daten 

§ 43. Die Landesregierungen sind berechtigt, in 
Wahrnehmung, ihrer Aufgaben nach diesem Bun­
desgesetz nachstehend angeführte Daten zum 
Zweck der Feststellung der Förderungswürdigkeit 
und der Sicherung von Förderungsdarlehen zu 
ermitteln und automationsunterstützt zu verarbei­
ten: 

1. Name oder Bezeichnung, 
2. Geburtsdatum, 
3. Anschrift, 
4. Anschrift aufzugebender Wohnungen, 
5. Einkommen, 
6. familienrechtliche Merkmale, 
7. Leistungen für den Wohnungsaufwand, 
8. Wohnungsmerkmale. 

Die in Z 1 bis 4 genannten Daten dürfen im 
Zuge von Anfragen zur Feststellung der Förde­
rungswürdigkeit auch anderen Landesregierungen, 
Gemeinden und sonstigen Meldebehörden, Finanz­
behörden sowie Sozialversicherungsträgern über­
mittelt werden. 

Bauführung 

§ 44. (1) Mit der Bauführung darf vor Annahme 
der Zusicherung der Förderung nicht begonnen 
werden. 

(2) Eine schriftliche Zustimmung zum vorzeiti­
gen Baubeginn kann dann erteilt werden, wenn es 
sich um die Errichtung eines Eigenheimes handelt 
und der Förderungswerber eine natürliche Person 
ist, alle Voraussetzungen für die aufrechte Erledi­
gung des Ansuchens gegeben sind und der Förde­
rungswerber sich schriftlich mit der Überwachung 
der Bauführung durch das Land einverstanden 
erklärt hat. Aus der Zustimmung zum vorzeitigen 
Baubeginn kann ein Anspruch auf Förderung nicht 
abgeleitet werden; darauf ist in der Zustimmung 
hinzuweisen. 

(3) Die Bauführung hat gemäß den der Zusiche­
rung oder der Zustimmung (Abs. 2) zugrunde lie­
genden Unterlagen zu erfolgen. Wird durch Tafeln 
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auf die Verwendung von Wohnbauförderungsmit­
teln hingewiesen, so ist in der Aufschrift zum Aus­
druck zu bringen, daß das Gebäude unter Verwen­
dung von zweckgebundenen Bundeszuschüssen 
gefördert wurde. 

(4) Das Land hat während der Bauzeit die 
zweckmäßige und sparsame Verwendung der Mit­
tel und die Einhaltung der be dun genen Bauausfüh­
rung,< insbesondere im Hinblick auf den Schall-, 
Wärme-, Feuchtigkeits- und Abgasschutz, zu über­
wachen und - soweit es sich nicht um die Errich­
tung von Eigenheimen durch natürliche Personen 
handelt - hiefür ein geeignetes Aufsichtsorgan zu 
bestellen; dabei kann sich das Land auch eines pri­
vaten Sachverständigen bedienen, der nach dem 
Zufallsprinzip auszuwählen ist. Nach Abschluß der 
Bauarbeiten hat das Land die bestimmungsgemäße 
Verwendung und ordnungsgemäße Erhaltung der 
geförderten Gebäude auf die gesamte Dauer der 
Förderungsmaßnahmen zu überwachen. 

Endabrechnung 

§ 45. (1) Nach Abschluß der Bauführung hat der 
Förderungswerber ohne Verzug, längstens jedoch 
zwölf Monate nach Rechtskraft der baubehördli­
chen Benützungsbewilligung, die Endabrechnung 
der Landesregierung zur Prüfung vorzulegen, wid­
rigenfalls die Gesamtbaukosten durch einen befug­
ten Ziviltechniker auf Kosten des Förderungswer­
bers ermittelt und der Endabrechnung zugrunde 
gelegt werden können. Die von der Landesregie­
rung nach Prüfung anerkannten Gesamtbaukosten 
sind der Förderung zugrunde zu legen. 

(2) Die Endabrechnunghat die auf die einzelnen 
Wohnungen (Geschäftsräume) entfallenden Bauko­
sten sowie deren Berechnung zu enthalten. 

(3) Bei der Errichtung von Eigenheimen kann 
die Verpflichtung Zur Vorlage einer Endabrech­
nung entfallen. Die näheren Bestimmungen trifft 
das Land durch Verordnung, wobei festzulegen ist, 
in welcher Weise der Nachweis über die widmungs­
gemäße Verwendung der Förderungsmittel zu er­
bringen ist und für welchen Zeitraum die Belege 
über die Baukosten aufzubewahren sind. 

. Mietzinsbildung 

§ 46. (1) Für geförderte Wohnungen (Geschäfts­
räume) setzt sich der Hauptmietzins wie folgt 
zusammen: 

1. aus dem Betrag, der unter Zugrundelegung 
der Endabrechnung zur Tilgung und Verzin­
sung der auf den Mietgegenstand entfallen­
den Darlehen abzüglich eines Zuschusses, 
jedoch zuzüglich etwaiger Rückzahlungsra­
ten für gewährte Zuschüsse, erforderlich ist; 

2. aus dem Betrag, der unter Zugrundelegung 
der Endabrechnung Zur Abstattung der auf 
den Mietgegenstand entfallenden Eigenmittel 
des Vermieters erforderlich ist, wobei dem 

Betrag ein Abstattungszeitraum von zwanzig 
Jahren und eine jährliche Verzinsung von 
höchstens 1 vH über dem Eckzinssatz gemäß 
§ 20 Abs. 2 Kreditwesengesetz zugrunde zu 
legen ist; 

3. aus einem Anteil der Grundkosten, wobei 
jährlich bis zu 6 vH des zum Zeitpunkt des 
Baubeginns geltenden EinheitsWertes zu­
grunde zu legen sind, im Falle der Einräu­
mung eines Baurechtes, dem Bauzins; 

4. aus einem zur ordnungsgemäßen Erhaltung 
des Gebäudes unter Einrechnung der Miet­
zinseinnah~en gemäß Abs. 4 jeweils erforder­
lichen Betrag zur Bildung einer Rückstellung. 
Der Bundesminister für Bauten und Technik 
hat die zur ordnungsgemäßen Erhaltung 
erforderlichen Beträge durch Verordnung 
festzusetzen, wobei auf die sich aus dem Bau­
alter ergebenden durchschnittlichen Erhal­
tungskosten je Quadratmeter Nutzfläche 
Bedacht zu nehmen ist. 

(2) Beträge nach Abs. 1 Z 1 und 2 sowie die ent­
sprechenden Beträge für Wohnungen (Geschäfts­
räume), die ohne Förderung errichtet wurden, dür­
fen in der Hauptmietzinsabrechnung als Ausgaben 
abgesetzt werden. 

(3) Insoweit vor .Rückzahlung des Förderungs­
darlehens sonstige Darlehen nicht mehr zu tilgen 
und Eigenmittel nicht mehr abzustatten sind, kön­
nen die bisher gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 geleisteten 
Beträge weiterhin eingehoben werden, wenn sie zur 
verstärkten Tilgung< noch aushaftender Darlehen 
verwendet werden. 

(4) Der Mietzins für geförderte Einstellplätze 
(Garagen) und Abstellplätze darf das ortsübliche 
Ausmaß nicht überschreiten; er ist der Rückstellung 
gemäß Abs. 1 Z 4 zuzuführen. 

§ 47. Bei Vermietung einer geförderten Woh­
nung (eines Geschäfisraumes) hat das Land auf die 
Dauer der Förderungsmaßnahmen die Mietzinsbil­
dung zu überwachen. 

§ 48. Für geförderte Wohnungen (Geschäfts­
räume), welche von einer gemeinnützigen Bau­
oder Verwaltungsvereinigung vermietet werden, 
gelten die §§ 46 und 47 nicht . 

Eigentumsbeschränkungen 

§ 49. (1) Das Grundbuchgericht hat auf Antrag 
des Eigentümers ob der zu verbauenden .Liegen­
schaft ein Belastungsverbot zugunsten des Landes 
einzuverleiben. Die Eintragung ist vom Förde­
rungswerber vor Einbringung eines Ansuchens auf 
Gewährung einer Förderung zu erwirken und 
durch Vorlage eines Grundbuchsauszuges (Grund­
buchsabschrift) nachzuweisen, es sei denn, es han­
delt sich um die Errichtung von Gebäuden durch 
Gemeinden oder von Eigenheimen durch natürli­
che Personen. 

403 der Beilagen XVI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)16 von 22

www.parlament.gv.at



403 der Beilagen 17 

(2) Das Land hat einer Belastung zuzustimmen, 
wenn diese zur Finanzierung des zu fördernden 
Bauvorhabens notwendig ist. Das Land hat die Ein­
willigung zur Löschung des Belastungsverbotes zu 
erteilen, wenn 

1. kein Ansuchen auf Gewährung einer Förde­
rung gestellt oder das Ansuchen zurückgezo­
gen oder abschlägig erledigt wurde oder 

2. die Baukosten auf Grund der Endabrechnung 
gemäß § 45 festgestellt sind. 

(3) Wurde eine Förderung zugesichert, so ist auf 
der Liegenschaft ein Veräußerungsverbot zugun­
sten des Landes einzuverleiben. Dieses wirkt gegen 
Dritte und bindet auch die Rechtsnachfolger. 

(4) Ist das Veräußerungsverbot einverleibt, so 
kann das Eigentum (Baurecht) an der Liegenschaft 
durch Rechtsgeschäft unter Lebenden nur mit 
schriftlicher Zustimmung. des Landes übertragen 
werden. Diese ist unbeschadet des Abs. 5 zu ertei­
len, wenn es sich beim Erwerber um eine begün­
stigte Person handelt, die die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzt oder gemäß § 19 Abs. 3 gleich­
gestellt ist. Einer solchen Zustimmung bedarf es 
nicht, wenn 

1. der Anteil am Mindestanteil (§ 9 Abs. 1 zwei-' 
ter Satz Wohnungseigentumsgesetz 1975) an 
den Ehegatten, der die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzt oder österreichischen 
Staatsbürgern gemäß § 19 Abs. 3 gleichgestellt 
ist, 

2. eine Eigentumswohnung (ein Eigenheim) bei 
der Auf teilung ehelichen. Gebrauchsvermö­
gens und ehelicher Ersparnisse bei der Schei­
dung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der 

. Ehe an den früheren Ehegatten 
übertragen wird. 

(5) Das Land kann die schriftliche Zustimmung 
gemäß Abs. 4 davon abhängig machen, daß das 
aushaftende Förderungsdarlehen ganz oder teil­
weise zurückgezahlt wurde oder daß sich der 
Erwerber verpflichtet, das aushaftende Förderungs­
darlehen nach einem geänderten Tilgungsplan 
zurückzuzahlen. Die näheren Bestimmungen trifft 
das Land durch Verordnung. 

(6) Nach Ablauf von acht Jahren nach seiner 
Einverleibung hat das Land die Einwilligung zur 
Löschung des Veräußerungsverbotes zu erteilen, 
wenn das Förderungsdarlehen zurückgezahlt 
wurde, keine Zuschüsse mehr geleistet werden oder 
die Bürgschaft erloschen ist. Bei Eigenheimen 
sowie bei solchen Wohnungen im Eigentum oaer 
Wohnungseigentum, für die das Förderungsdarle­
hen das gemäß § 22 Abs. 2 für Eigenheime 
gewährte Ausmaß nicht übersteigt, kann das Land 
die Einwilligung zur Löschung des Veräußerungs­
verbotes bereits dann erteilen, wenn das Förde­
rungsdarlehen zurückgezahlt ~rde, keine 
Zuschüsse mehr geleistet werden ~der die Bürg­
schaft erloschen ist. Für die vorzeitige Rückzah-

lung des Förderungsdarlehens kann das Land 
durch Verordnung einen Nachlaß bis zu 25 vH der 
Darlehensrestschuld vorsehen, sofern nicht ein 
Grund für die Kün,digung des Förderungsdarlehens 
gemäß den §§ 25 oder 26 vorliegt. Dieser Nachlaß 
vermindert sich um Beträge, die der Darlehens­
schuldner in den letzten sieben Jahren vor Darle­
hensrückzahlung an Wohnbeihilfe empfangen hat. 

Rückzahlung 

§ 50. Hat ein Wohnungs eigentümer den auf sei­
nen Miteigenturnsanteil entfallenden Darlehensteil­
betrag zurückgezahlt, so ist er von seiner Haftung 
für das Förderungsdarlehen zu befreien; das Land 
hat in die Einverleibung der Löschung des Pfand­
rechtes hinsichtlich seines Anteiles einzuwilligen. 

Wohnbauförderungsbeirat 

§ 51. Ist ein Wohnbauförderungsbeirat einge­
richtet, so ist er vor Erlassung einer Verordnung 
gemäß den $§ 3 bis 5, 23, 29, 30, 31, 35, 36,45,49 
und 54 anzuhören. 

Kontrollrechte des Bundes 

§ 52. (1) Die Länder haben dem Bundesminister 
für Bauten und Technik über die Verwendung der 
Förderungsmittel und über ihre sonstige Tätigkeit 
nach diesem Bundesgesetz längstens bis 31. März 
einen Jahresbericht über ·das vorangegangene Jahr 
zu erstatten, dem eine Aufstellung der Förderungs­
maßnahmen anzuschließen ist. Hierüber hat der 
Bundesminister für Bauten und Technik den Bun­
desminister für Finanzen zu informieren. 

(2) Der Bundesminister für Bauten und Technik 
ist berechtigt, durch seine Organe die Einhaltung 
der Vorschriften dieses Bundesgesetzes zu überwa­
chen. Die Länder sind verpflichtet, diesen Organen 
Einsicht in Geschäftsstücke, sonstige Unterlagen 
und Belege zu gewähren, Auskünfte zu erteilen u.nd 
die Besichtigung geförderter Gebäude zu ermögli­
chen. 

Gebührenbefreiung 

§ 53. (1) Die durch dieses Bundesgesetz unmit­
telbar veranlaßten Schriften und Rechtsgeschäfte, 
die Beglaubigung der Unterschriften auf den zur 
pfandrechtlichen Sicherstellung der Darlehen 
gemäß den §§ 22 und 30 errichteten Urkunden und 
die nach dem Finanzierungsplan zur Finanzierung 
eines nach diesem Bundesgesetz geförderten Bau­
vorhabens zusätzlich erforderlichen Darlehens­
und Kreditverträge sind von den Stempel- und 
Rechtsgebühren befreit. 

(2) Ohne Rücksicht auf eine Förderung nach 
diesem Bundesgesetz sind Darlehens- und Kredit­
verträge, die zur Finanzierung der in § 1 Abs. 2 vor­
gesehenen Zwecke mit Gebietskörperschaften, mit 
Fonds von Gebietskörperschaften, die mit eigener 
Rechtspersönlichkeit ausgestattet sind, oder mit 
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gemeinnützigen Bauvereinigungen abgeschlossen 
werden, von den Stempel-' und Rechtsgebühren 
befreit, sofern der begünstigte Zweck nachgewiesen 
wird. 

(3) Die gerichtliche Beglaubigung der Unter­
schriften auf den zur pfandrechtlichen Sicherstel­
lung der Darlehen gemäß den §§ 22 und 30 errich­
teten Urkunden, die gerichtlichen Eingaben und 
die grundbücherlichen Eintragungen zur pfand­
rechtlichen Sicherstellung von Darlehen, die zur 
Finanzierung der nach diesem Bundesgesetz geför­
derten Bauvorhaben erforderlich sind, sind von den 
Gerichtsgebühren befreit. 

(4) Die Gebührenbefreiung nach Abs. 3 gilt auch 
für die Errichtung von Wohnungen sowie von 
Wohnheimen und Geschäftsräumen, die den V or­
aussetzungen gemäß § 1 Abs. 2 und 3 entsprechen, 
wenn sie auf Grund von Landesgesetzen durch die 
Länder oder durch Fonds, deren Abgang die Län­
der zu decken haben, gefördert wird. 

(5) Die Gebührenbefreiung nach Abs. 3 gilt fer­
ner für das Bausparkassendarlehen, das eine öster­
reichische Bausparkasse einem Bausparer, der 
österreichischer Staatsbürger ist oder gemäß § 19 
Abs. 3 gleichgestellt ist, zur Errichtung einer zur 
Befriedigung des dringenden Wohnbedüdnisses 
des Bausparers oder der ihm nahestehenden Perso­
nen bestimmten Wohnung in normaler Ausstattung 
gewährt. 

H. HAUPTSTüCK 

Neufestlegung der Rückzahlungsbedingungen 

§ 54. Die Länder können durch Verordnung für 
die auf Grund des Wohnbauförderungsgesetzes 
1954 und des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 
gewährten Darlehen, allenfalls schrittweise und 
unter Bedachtnahme auf den Zeitpunkt ihrer Zusi­
cherung, die Rückzahlungsbedingungen neu festle­
gen. Dabei darf jedoch die Gesamtlaufzeit nicht 
weniger als 25 Jahre betragen und ein jährlicher. 
Zinsfuß von 6 vH beziehungsweise ein etwaiger 
höherer Eckzinssatz gemäß § 20 Abs. 2 Kreditwe­
sengesetz nicht überschritten werden. 

III. HAUPTSTüCK 

Wohnbeihilfe zum Wohnungsaufwand für sonstige 
geförderte Wohnungen 

§ 55. Zum Wohnungs aufwand für Miet- und 
Genossenschaftswohnungen, deren Errichtung 
unter Zuhilfenahme von Darlehen nach dem Bun­
desgesetz betreffend Ausgestaltung des Staatlichen 
Wohnungsfürsorgefonds zu einem Bundes-Wohn­
und Siedlungsfonds oder dem W ohnhaus-Wieder­
aufbaugesetz oder dem Wohnbauförderungsgesetz 
1954 oder dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 
oder dem Bundes-Sonderwohnbaugesetz 1982, 
BGBI. Nr. 165, oder dem Bundes-Sonderwohnbau­
gesetz 1983, BGBI. Nr. 661, oder sonst unter über-

wi(':gender Zuhilfenahme von Bundesmitteln geför­
dert- wurde, hat das Land in sinngemäßer Anwen­
dung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
Wohnbeihilfe zu gewähren. Bei Eigenheimen, 
Eigentumswohnungen und zum Eigentumserwerb 
bestimmten Wohnungen sowie bei Dienst-, Natu-, 
ral- und Werkswohnungen, die nicht auf Grund 
eines Mietvertrages benützt werden, gilt § 36. 

N. HAUPTSTÜCK 

Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes 1975 

§ 56. Das Wohnungseigentumsgesetz 1975, 
BGBI. Nr. 417, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI. Nr. 654/1982; wird wie folgt geän­
dert: 

1, § 6 hat einschließlich seiner Überschrift zu 
lauten: 

"Nutzfläche 

§ 6. (1) Die Nutzfläche ist die gesamte Bodenflä­
chlO einer Wohnung oder einer sonstigen Räumlich­
keit abzüglich der Wandstärken und der im Ver­
lauf der Wände befindlichen Durchbrechungen 
(Ausnehmungen). Keller- und Dachbodenräume, 
soweit sie ihrer Ausstattung nach nicht für Wohn­
oder Geschäftszwecke geeignet sind, sowie Trep­
pen, offene Balkone und Terrassen sind bei der 
Berechnung der Nutzfläche nicht zu berücksichti­
gen; das gleiche gilt für die im § 1 Abs.2 sonst 
genannten Teile der Liegenschaft, die mit einer 
Wohnung oder einer sonstigen Räumlichkeit im 
Wohnungseigentum stehen. 

(2) Die Nutzfläche ist auf Grund des behördlich 
genehmigten Bauplans zu berechnen, es sei denn, 
daß eine Abweichung vom behördlich genehmigten 
Bauplan erwiesen wird; in diesem Fall ist die Nutz­
fläche nach dem Naturrnaß zu berechnen. 

(3) Bei Gebäuden, für die die Baubewilligung 
nach dem 1. Jänner 1985 erteilt wurde, ist die 
Nutzfläche auf Grund des behördlich genehmigten 
Bauplans zu berechnen, es sei denn, daß dies nicht 
möglich ist oder eine Abweichung vom behördlich 
genehmigten Bauplan um mehr als 2 vH erwiesen 
wird; in diesen Fällen ist die Nutzfläche nach dem 
Naturrnaß zu berechnen. 

(4) Die Nutzfläche ist in Quadratmetern auszu­
drücken." 

2. § 24 a Abs. 3 Z 1 hat zu lauten: 
,,1. Ein Veräußerungsverbot gemäß § 22 Wohn­

bauförderungsgesetz 1968 oder § 49 Wohn­
bauförderungsgesetz 1984;" 

V. HAUPTSTÜCK 

Änderung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 

§ 57. Das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
BGBI. Nr. 139/1979, in der Fassung des Bundesge­
setzes BGBI. Nr. 520/1981 wird wie folgt geändert: 

403 der Beilagen XVI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)18 von 22

www.parlament.gv.at



403 der Beilagen' 19 

1. Im § 2 Z 1 ist folgender Satz anzufügen: 

"der Errichtung ist die Sanierung größeren Umfan­
ges durch die gleichzeitige Vornahme von Erhal­
tungs- und Verbesserungs arbeiten im Sinne des 
§ 11 des Wohnhaussanierungsgesetzes, BGBI. 
Nr. XXX, gleic\1zusetzen, sofern nach Abschluß 
der Sanierung qie allgemeinen Teile der Baulich­
keit und mindesrens zwei Drittel der Wohnungen 
den Erforderniss~n gemäß Z 2 entsprechen;". 

2. § 2 Z 2 und 3 haben zu lauten: 

,,2. als normal~ Ausstattung eine Ausstattung, die 
bei größter Wirtschaftlichkeit des Baukosten­
aufwandes unter Bedachtnahme auf die 
Betriebs- und Instandhaltungskosten und bei 
einwandfreier Ausführung nach dem jeweili­
gen Stand qer Technik, insbesondere hinsicht­
lich des Schall-, Wärme-, Feuchtigkeits- und 
Abgasschutzes sowie der Anschlußmöglich­
keit an Ferflwärme in hiefür in Betracht kom­
menden Gebieten, den zeitgemäßen W ohnbe­
dürfnissen entspricht; sie umfaßt jedenfalls 
ausreichende Anschlußmöglichkeiten für 
Sanitäreinrichtungen und Haushaltsgeräte, 
muß jedoch nicht die Oberflächenendausfüh­
rung im Inneren der Wohnung umfassen; 

3. als Heim ein solches der in § 2 Z 5 Wohnbau­
förderungsgesetz 1984, BGBI. Nr. XXXX, 
bezeichnet~n Art." 

3. Dem §7 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen: 
"Die Bauvereinigung kann sich ferner mit Sanie-
rlfp.gen größeren Umfanges befassen." ' . 

. 4. § 7 Abs. 3 Z.5 hat zu lauten: 
,,5. die Übern~hme von Sanierungsaufgaben nach 

dem W~hnhaussanierungsgesetz, BGBI. 
Nr. XXX, und von Assanierungen und Auf­
gaben nach demStadterneuerungsgesetz, 
BGBI. Nr.287/1974;". 

5. § 13 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Der Bundesminister für Bauten und Technik 
kann durch Verordnung Richtlinien erlassen, wel­
che auf der Grundlage der vorstehenden Absätze 
und unter Beachtung der §§ 14 und 15 nähere 
Bestimmungen für die Berechnung des Entgelts 
(Preis) zu enthalten haben. Dabei ist auch von 
durchschnittlichen Betriebsverhältnissen gemein­
nütziger Bauvereinigungen auszugehen. Eine Rege­
lung des Betrages gemäß § 14 Abs. 1 Z 6 kann mit 
rückwirkender Kraft ausgestattet werden. Vor 
Erlassung der Verordnung ist auch jeder gemäß § 5 
Abs. 1 anerkannte Revisionsverband anzuhören." 

6. § 14 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Reicht die Rückstellung zur ordnungsmäßi­
gen Erhaltung auch unter Einrechnung der Einnah­
men aus der V e~mietung oder Überlassung von 
Dach- oder Fassadenflächen zu Werbezwecken 
und unter Berü~ksichtigung des Erhaltungsbeitra­
ges nach § 14 d' zur ordnungsmäßigen Erhaltung 

der Baulichkeit oder von Baulichkeiten, sofern 
diese hinsichtlich der Berechnung des Entgelts eine 
wirtschaftliche Einheit bilden, nicht aus, so kann 
die Bauvereinigung bei Gericht zur Deckung des 
Fehlbetrages eine Erhöhung des Betrages nach 
Abs. 1 Z 5 begehren. Das Gericht hat darüber .zu 
entscheiden, von wann an und in welchem Umfang 
dieser Betrag erhöht wird und, unter Bedacht-

, nah me auf die wirtschaftHche Lage der Mieter und 
sonstigen Nutzungsberechtigten, auf welche Zeit 
der erhöhte Betrag zu entrichten ist; der Zeitraum 
darf aber zehn Jahre nicht übersteigen. Der erhöhte 
Betrag ist für alle Mieter oder sonstigen Nutzungs­
berechtigten im gleichen Verhältnis zum bisher 
Geleisteten festzusetzen. Wurde zur Deckung des 
Fehlbetrags eigenes oder fremdes Kapital verwen­
det, so sind Verzinsllng, Tilgung und Geldbeschaf­
fungskosten anzurechnen. Schriftliche Vereinba­
rungen mit allen Mietern oder sonstigen Nutzungs­
berechtigten über die Erhöhung des Betrages nach 
Abs. 1 Z 5 sind zulässig. Arbeiten, die kraft eines 
öffentlich-rechtlichen Auftrags vorzunehmen sind 
oder die der Behebung von der Sicherheit von Pe!'­
sonen oder Sachen gefährdenden Baugebrechen 
dienen, sowie die zur Aufrechterhaltung des Betri~­
bes von bestehenden Wasserleitungs-, Lichtlei­
tungs-, Gasleitungs-, Beheizungs- (einschließlich 
der zentralen Wärmeversorgungsanlagen), Kanali­
sations- und sanitären Anlagen erforderlichen 
Arbeiten sind vorweg durchzuführen."-

7. Nach § 14c ist folgender § 14d samt Über~ 
schrift einzufügen: .. 

"Erhaltungsbeitrag 

§ 14d. (1) Die Bauvereinigung kann im Interesse 
einer rechtzeitigen u~d vorausschauenden Sicher­
stellung der Finanzierung der Kosten der jeweils 
erkennbaren und in absehbarer Zeit notwendig 
werdenden Erhaltungsarbeiten die Entrichtung 
eines Erhaltungsbeitrages . neben dem bisherigen 
Entgelt oder erhöhten Entgelt verlangen, sofern 
der Miet- oder Nutzungsgegenstand in einem 
Gebäude gelegen ist, für das die Baubehörde den 
Abbruch weder bewilligt noch aufgetragen hat und 
dessen Baubewilligung im Zeitpunkt des erstmal i­
gen Einhebens des Erhaltungsbeitrages mindestens 
zehn Jahre zurückliegt. Bei Verwendung eigenen 
oder fremden Kapitals gelten Verzinsung und 
Geldbeschaffungskosten als Kosten der Erhaltungs­
arbeiten. 

(2) Der Erhaltungsbeitrag darf je Quadratmeter 
der Nutzfläche und Monat, sofern die Baubewilli­
gung mindestens 20 Jahre zurückliegt, die Hälfte, 
ansonsten ein Drittel des nach § 16 Abs. 2 Z 2 und 
Abs. 4 des Mietrechtsgesetzes errechneten Betrages 
nicht übersteigen. 

(3) Die Bauvereinigung muß dieses Verlangen 
dem Mieter oder sonstigen Nutzungsberechtigten 
spätestens einen Monat vor dem Entgeltstermin, ~u 
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dem die Entrichtung des Erhaltungsbeitrages gefor­
dert wird, schriftlich mit der Verpflichtung 
bekanntgeben, daß der so geforderte Erhaltungs­
beitrag innerhalb von fünf Jahren ab der jeweiligen 
Entrichtung zur Finanzierung von Erhaltungsarbei­
ten, deren Kosten durch die Rückstellung gemäß 
§ 14 Abs. 1 Z 5 nicht gedeckt sind, verwendet und 
hierüber jeweils zum 30. Juni eines Kalenderjahres 
eine gesonderte Abrechnung (§ 19 Abs.1) gelegt 
wird. 

(4) Verwendet die Bauvereinigung die von den 
Mietern oder sonstigen Nutzungsberechtigten ent­
richteten Erhaltungsbeiträge nicht innerhalb einer 
Frist von fünf Kalenderjahren zur Finanzierung 
einer Erhaltungsarbeit, deren Kosten durch die 
Rückstellung gemäß § 14 Abs. 1 Z 5 nicht gedeckt 
sind, so hat die Bauvereinigung die von den Mie­
tern oder sonstigen Nutzungsberechtigten entrich­
teten Erhaltungsbeiträge zuzüglich einer angemes­
senen Verzinsung unverzüglich zurückzuerstatten. 

(5) Im übrigen gelten für die Erhaltungsbeiträge 
die sonstigen Bestimmungen über das Entgelt." 

8. § 16 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Nutzfläche, die in Quadratmetern aus­
zudrücken ist, ist die gesamte Bodenfläche eines 
,Miet- oder sonstigen Nutzungsgegenstandes 
abzüglich der Wandstärken und der im Verlauf der 
Wände befindlichen Durchbrechungen (Ausneh­
mungen). Keller- und Dachbodenräume, soweit sie 
ihrer Ausstattung nach nicht für Wohn- oder 
Geschäftszwecke geeignet sind, sowie Treppen, 
offene Balkone und Terrassen sind bei der Berech­
nung der Nutzfläche nicht zu berücksichtigen. Die 
Nutzfläche ist auf Grund des behördlich genehmig­
ten Bauplans zu berechnen, es sei denn, daß dies 
nicht möglich ist oder eine Abweichung vom 
behördlich genehmigten Bauplan um mehr als 2 vH 
erwiesen wird; in diesen Fällen ist die Nutzfläche 
nach dem Naturrnaß zu berechnen." 

,9. § 17 Abs. 4 vierter Satz und ein hinzuzufügen­
der fünfter Satz haben zu lauten: 

"Bei der Berechnung des aufzuwertenden Betrages 
haben Beträge, für die ein Eigenmittelersatzdarle­
hen gemäß § 11 Wohnbauförderungsgesetz 1968 
oder § 30 Wohnbauförderungsgesetz 1984 gewährt 
wurde, außer Betracht zu bleiben. Dem 
Eigenmittelersatzdarlehen: sind andere Finanzie­
rungshilfen aus öffentlichen Mitteln zur Aufbrin­
gung der neben dem Entgelt zu leistenden Beiträge 
gleichzuhalten. " 

10. § 19 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten: 

"Eine die Baulichkeit verwaltende Bauvereini­
gung hat die Interessen aller Mieter oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten zu wahren sowie spätestens 
zum 30. Juni eines jeden Jahres jedem Mieter oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten je eine Abrech­
nung über die Entgeltbestandteile nach § 14 Abs. 1 

Z 5 einschließlich der Einnahmen aus der Vermie­
,tung oder Überlassung von Dach- oder Fassaden­
flächen zu Werbezwecken, nach § 14 Abs. 1 Z 7 
und über den neben dem Entgelt eingehobenen 
Erhaltungsbeitrag nach § 14 d für das vorausgegan­
gene Kalenderjahr zu legen und in geeigneter 
Weise Einsicht in die Belege zu gewähren." 

11. Im, § 22 Abs. 1 ist der Punkt nach Z 6< durch 
einen Strichpunkt zu ersetzen und folgende neue 
Z 7 anzufügen: 

,,7. Entscheidung über die, Angemessenheit des 
Erhaltungsbeitrages und seine Rückzahlung 
(§ 14d)." 

12. Nach § 28 Abs. 7 ist ein neuer Abs. 8 einzufü­
gen; Abs. 8 ist als Abs. 9 zu bezeichnen; der neue 
Abs. 8 hat zu lauten: 

,,(8) Den Prüfungsberichten ist ein Auszug anzu­
schließen, der in übersichtlicher Form folgende 
Angaben über die geprüfte Bauvereinigung enthält: 

1. den 'letzten geprüften Jahresabschluß mit dem 
Bestätigungs- oder Prüfungsvermerk und dem 
Gebarungsvermerk, 

2. gegebenenfalls die Gründe, die zu einer Ein­
schränkung oder Versagung des Bestäti­
gungs- bzw. Prüfungsvermerkes oder des 
Gebarungsvermerkes geführt haben, 

3. die Namen der Mitglieder des Vorstandes 
bzw. der Geschäftsführer und die Namen der 
Mitglieder des Aufsichtsrates im Zeitpunkt 
der Prüfung, 

4. die Zahl der verwalteten Wohnungen zum 
Bilanzstichtag, 

5. die Zahl der im letzten Jahr, auf das sich die 
Prüfung bezieht, und in den beiden diesem 
vorangega~genen Jahren .~ertiggestellten 
Wohnungen." 

13. Dem § 29 ist folgender Abs. 6 anzufügen: 

,,(6) In die Auszüge gemäß § 28 Abs. 8 ist wäh­
rend der gewöhnlichen Dienststunden des Amtes 
der Landesregierung jedermann auf Verlangen die 
Einsichtnahme und auf seine Kosten die Herstel­
lung von Abschriften zu gestatten; das gleiche gilt 
für eine allfällige Stellungnahme der Bauvereini­
gung zu einer Einschränkung oder Versagung des 
Bestätigungs- bzw. Prüfungsvermerkes oder des 
Gebarungsvermerkes. " 

14. § 30 Abs. 3 hat zu, lauten: 

,,(3) Die gerichtlichen Eingaben und die Eintra­
gungen zum Erwerb des Eigentumsrechtes an einer 
Liegenschaft (Liegenschaftsanteil), die österreichi­
sche Staatsbürger oder diesen gemäß § 19 Abs.3 
Wohnbauförderungsgesetz 1984 Gleichgestellte 
von einer als gemeinnützig anerkannten Bauverei­
nigung als Ersterwerber zur Befriedigung ihres 
dringenden Wohnbedürfnisses oder des dringenden 
Wohnbedürfnisses von ihnen nahestehenden Perso­
nen im Sinne des § 2 Z 9 Wohnbaufärderungsge-
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setz 1984 erworben haben, sind von den Gerichts­
gebühren befreit." 

.15. Im Art. IV Abs. 2 Z 1 ist § 14d einzufügen. 

VI. HAUPTSTüCK 

Änderung des Mietrechtsgesetzes 

§ 58. Das Mietrechtsgesetz, BGBI. Nr. 520/1981, 
. in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 

Nr. 135/1983 wird wie folgt geändert: 

§ 17 Abs. 2 und ein anzufügender Abs. 3 haben 
zu lauten: 

,,(2) Die Nutzfläche, die in Quadratmetern aus­
zudrücken ist, ist die gesamte Bodenfläche einer 
Wohnung oder eines sonstigen Mietgegenstandes 
abzüglich der Wandstärken und der im Verlauf der 
Wände befindlichen Durchbrechungen (Ausneh­
mungen). Keller- und Dachbodenräume, soweit sie 
ihrer Ausstattung nach nicht für W ohn- oder 
Geschäftszwecke geeignet sind, sowie 'Treppen, 
offene Balkone und Terrassen sind bei der Berech­
nung der Nutzfläche nicht zu berücksichtigen. 

(3) Die N\ltzfläche ist nach dem Naturrnaß zu 
berechnen. Bei Gebäuden, für die die Baubewilli­
gung nach dem 1. Jänner 1985 erteilt wurde, ist sie 
jedoch auf Grund des behördlich genehmigten 
Bauplans zu berechnen, es sei denn, daß dies nicht 
möglich ist oder eine Abweichung vom behördlich 
genehmigten Bauplan um mehr als 2 vH erwiesen 
wird." . 

VII. HAUPTSTüCK 

Änderung des Bundes-Sonderwohnbaugesetzes 
1982 und des Bundes-Sonderwohnbaugesetzes 

1983 

§ 59. (1) Das Bundes-Sonderwohnbaugesetz 
1982, BGBI. Nr. 165, wird wie folgt geändert: 

§ 2 Z 3 hat zu lauten: 
,,3. das Land Zuschüsse in gleicher Höhe wie der 

Bund gewährt, die nicht aus Mitteln nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1984 gedeckt wer­
den dürfen;" 

(2) Das Bundes-Sonderwohnbaugesetz 1983, 
BGBI. Nr. 661, wird wie folgt geändert: 

§ 2 Z 5 hat zu lauten: 
,,5. das Land Zuschüsse, die nicht aus Mitteln 

nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1984 
gedeckt werden dürfen, in mindestens glei­
cher Höhe wie der Bund gewährt oder nach­
weist, daß die Gemeinde die Leistung dieser 
Zuschüsse, einschließlich ihrer allfälligen 
Änderung gemäß Z 6, ganz oder teilweise 
übernommen hat;" 

VIII. HAUPTSTüCK 

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen und 
Außerkrafttreten 

§ 60: (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
198; in Kraft. , 

(2) Die Länder haben die gemäß den §§ 3, 4, 23, 
29 und 35 dieses Bundesgesetzes zu erlassenden 
Verordnungen spätestens mit 1. April 1985 in Kraft 
zu setzen . 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
tritt das Wohnbauförderungsgesetz 1968 in der 
Fassung der Bundesgesetze BGBI. Nr. 23211972, 
443/1972, 287/1974, 449/1974, 366/1975, 3861 
1976, 280/1978, 139/1979, 565/1979, 560/1980, 
520/1981, 264/1982 und 32011982 außer Kraft. 

(4) § 31 a Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, 
BGBI. Nr.130/1948, zuletzt geändert durch die 
W ohnhaus-Wiederaufbaugesetz-Novelle . 1967, 
BGBL Nr. 54, § 15 a Abs. 7 des Bundesgesetzes 
betreffend Ausgestaltung des Staatlichen Woh­
nungsfürsorgefonds zu einem Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds, BGBI. Nr.252/1921, in der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBL Nr. '55/1967 sowie 
§ 26 Abs.2 erster Satz Wohnbauförderungsgesetz 
1954, BGBI. Nr. 153, in der Fassung des Bundesge­
setzes BGBL Nr. 4/1 967 sind mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß es der Zustimmung nicht bedarf, 
wenn 

1. der Anteil am Mindestanteil (§ 9 Abs. 1 zwei­
ter Satz Wohnungseigentumsgesetz 1975) an 
den Ehegatten, der die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzt oder österreichischen 
Staatsbürgern gemäß § 19 Abs. 3 gleichgestellt 
ist, 

2. eine Eigentumswohnung (ein Eigenheim) bei 
der Auf teilung ehelichen Gebrauchsvermö-· 
gens und ehelicher Ersparnisse bei der Schei­
dung, Aufhebung oder Nichtigerklä~ung der 
Ehe an den früheren Ehegatten 

übertragen wird. 

(5) Wird eine aus Mitteln des Wohnhaus-Wie­
deraufbaufonds errichtete Eigentumswohnung 
oder ein solches Geschäftslokal durch Rechtsge­
schäft unte~ Lebenden übertragen, so hat der 
Erwerber, sofern er nicht mit dem Veräußerer in 
gerader Linie verwandt oder des~en Ehegatte ist, 
bei auf 100 Jahre gewährten Fondsdarlehen 50 vH 
bei auf 75 Jahre gewährten Fondsdarlehen 30 vH 
und bei auf 50 Jahre gewährten Fondsdarlehen 
20 vH der noch offenen Darlehensschuld zurück­
zuzahlen. Ferner erhöhen sich bisher vorgeschrie­
bene Tilgungsraten von 1 vH auf 5 vH und von 
Ph vH auf 4 vH. Bei Übertragung einer aus Mit­
teln des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds errich­
teten Kleinwohnung im Wohnungseigentum durch 
Rechtsgeschäft unter Lebenden oder bei Weiterver­
ä)Jßerung eines aus solchen Mitteln errichteten und 
bereits übertragenen Siedlungshauses (Eigenhau-
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ses) hat der Erwerber 40 vH der noch offenen Dar­
lehens schuld zurückzuzahlen, sofern er nicht mit 
dem Veräußerer in gerader Linie verwandt oder· 
dessen Ehegatte ist. Im Falle des Tausches entfällt 
die Leistung der außerordentlichen Tilgungsbe­
träge. 

(6) Zur Abdeckung der jeweils fällig werdenden 
Verpflichtungen des Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds und des Wohnhaus-Wiederaufbau- und 
Stadterneuerungsfonds sowie zur Deckung der 
Kosten der Abwicklung dieser Fonds ist zunächst 
ihr Vermögen, soweit es in Bargeld, Einlagen, 
Wertpapieren und Geschäftsanteilen besteht, her­
anzuziehen. Reichen diese Mittel zur Abdeckung 

, der Verpflichtungen und Kosten der Abwicklung 
der beiden Fonds nicht aus, so sind die RÜckflüsse 
aus gewährten Fondshilfemaßnahmen, soweit sie 
nicht gesetzlich anderweitig gebunden sind, heran­
zuziehen. Insofern auch diese nicht ausreichen, hat 
der 'Bundesminister für Finanzen die benötigten 
Mittel von den Eingängen gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 
und 3 vor Zuteilung an die Länder abzuziehen und 
den Fonds zur Verfügung zu stellen. Der Bundes­
minister für Bauten und Technik hat dem Bundes­
minister für Finanzen. bis spätestens 1. Juli die 
Höhe de'r im folgenden Kalenderjahr fälligen Ver­
pflichtungen, soweit sie aus Bundesmitteln zu dek-
ken sein werden, bekanntzugeben. ' 

(7) Der Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds und 
der Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadterneue­
rungsfonds werden ermächtigt, Anleihen, Darlehen 
und sonstige Kredite aufzunehmen, sofern der 
Bund die Haftung übernimmt. Für die sich daraus 
ergebenden Verbindlichkeiten einschließlich des 
Zinsen- und Tilgungsdienstes haften, die beiden 
Fonds jeweils mit ihrem gesamten Vermögen. 

(8) Auf Bauvorhaben, für die eine schriftliche 
Zusicherung gemäß § 28 Abs.4 Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968 vor dem Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes erteilt wurde, sind die Vorschriften des 
Wohnbauförderungsgesetzes 1968 weiterhin anzu­
wenden; bei der Mietzinsbildung ist jedoch statt 

. des § 32 Abs. 3 Z 4 der § 46 Abs. 1 Z 4, Abs. 3 und 
Abs. 4 dieses Bundesgesetzes anzuwenden. 

(9) § 38 Abs. 2 zweiter Satz ist nicht anzuwen­
den, wenn die Verpflichtung vor dem 1. Jänner 
1985 übernommen worden ist. 

(10) Die Bestimmungen des § 49 Abs. 6 über die 
Gewährung eines Nachlasses für eine vorzeitige 
Rückzahlung gelten sinngemäß auch bei Darlehen, 
die auf Grund des W ohnbauförderungsgese!.zes 

1954 oder des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 
gewährt wurden. 

(11) Soweit in anderen Bundesgesetzen auf die 
durch Abs. 3 aufgehobene Rechtsvorschrift verwie­
sen wird, tritt an deren Stelle die entsprechende 
Bestimmung dieses Bundesgesetzes. 

IX. HAUPTSTüCK 

VoUziehung 

§ 61. (1) Mit der Vollziehung dieses Bimdesge­
setzes sind betraut: 

1. der Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich 
des § 7 Abs. 2, des § 12 Abs.2 zweiter Satz, 
des § 53. Abs. 1 und 2 und des § 60 Abs. 6 drit- ' 
ter Satz; 

2. der Bundesminister für Finanzen im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Bauten 
und Technik hinsichtlich der §§ 8 und 9, des 
§ 10 Abs. 4 und des § 12 Abs. 1; 

3. der Bundesminister für Bauten und Technik 
hinsichtlich des § 12 Abs. 2 erster Satz und 
Abs. 3 bis 6, des § 13 Abs. 1 erster bis vierter 
sowie sechster Satz, soweit er sich auf § 24 
dritter Satz bezieht, Abs. 2 und 3, der §§ 14 
und 15 Abs. 1, des § 21 Abs. 2 letzter Satz, des 
§ 46 Abs. 1 Z 4 letzter Satz, des §52 Abs. 2 
erster Satz und des § 60 Abs. 5 und' 6 erster, 
zweiter und letzter Satz; 

4. der Bundesminister für Bauten und Technik 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen hinsichtlich des § 60 Abs. 7; 

5. der Bundesminister für Justiz hinsichtlich des 
§ 5, des § 13 Abs. 1 füq.fter Satz, sechster Satz, 
soweit er sich auf § 24 zweiter Satz bezieht, . 
sowie siebenter und -achter Satz, des § 24 
erster und zweiter Satz, des§ 28, des § 42, des 
§ 46 mit Ausnahme des Abs. 1 Z 4 letzter 
Satz, des § 48, des § 49 ·Abs. 1 erster Satz, 
Abs.3 und Abs. 4 erster und letzter Satz, des 
§ 56, des § 58 und des § 60 Abs. 4 und 8 zwei-
ter Satz; . 

6. der Bundesminister für Justiz im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Finanzen 
hinsichtlich des § 53 Abs. 3 bis 5 und 

7. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen ein­
schließlich der Erlassung von Verordnungen 
gemäß den §§ 3,4,23,29, 30, 31, 35, 36, 45, 
.49 und 54 die Landesregierungen. 

(2) Die Vollziehung des § 57 richtet sich nach 
Art. IV Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz. 

403 der Beilagen XVI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)22 von 22

www.parlament.gv.at




